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Antrag auf Eröffnung
deslnsolvenzverfahren
s ($ 305 lnsO) des I der

Vorname und Name

Straße und Hausnummer

Postleitzahl und Ort

Telefon tagsüber

Verfahrensbevollmächtigte(t
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An das Amtsgericht
- lnsolvenzgericht -

in

t.
Eröffnungsantra lch stelle den Antrag, über mein Vermögen das lnsolvenzverfahren zu

eröffnen. Nach meinän vermogens- ünä-Einkommensverhältnissen bin ich
nicht.in der Lage, meine bestehenden Zahlungspflichten, die bereits fallig sind
oder in absehbarer Zeit fällig werden, zu erJülle-n.

2

3

4 lt. 1.
Restschuld-
befreiungsantrag

n lch stelle den Antrag auf Rest-
schuldbefreiung (S 287 tnsO).
(Nummer Il.2 ist auszufüllen.)

lch stelle keinen Antrag auf
Restschuldbefreiuno.
(Nummer |i.2. ist nicht aüszufüllen.)

lch erkläre,

a) dass ich einen Antrag auf Restschuldbefreiung

I bisher nicht gestellt habe. (Nummer ll.2.b), c)sind nicht auszufüllen.)

I bereits gestellt habe am

(Datum, Az,, Gericht - Nummer ll.2.b) ist auszufüllen.)

b) dass mir Restschuldbefreiung

! erteilt wurde am

(Datum, Az., Gericht - Nummer ll.2.c) ist nicht auszufüllen.)

I versagt wurde am

(Datum, Az.; Gericht - Nummer ll.2.c) ist auszufüllen.)

c) dass die Versagung der Restschuldbefreiung erfolgte auf Grund

n rechtskräftiger verufieilung in dem Zeitraum zwischen schlusstermin und
Aufhebung des lnsolvenzv'erfahrens oder in dem Zeitraum zwischen
Beendigung des lnsolvenzverfahrens und dem Ende der Abtretungsfrist
wegen einer lnsolvenzstraftat zu einer Geldstrafe von mehr als g0"
Tagj:.ssätzen oder einer Freiheitsstrafe von mehr als drei Monaten (g 297
lnsO).

n vorsätzlicher oder grob fahrlässiger verletzung der Auskunfts- und
Mitwirkungspflichten nach der lnsolvenzordnu-ng (S 290 Abs. 'l Nr. 5 lnso).
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INS 5: Eigenantrag Verbraucherinsolvenz: Eröffnungsantrag (Hauptblatt) (1.21)



l-l vorsätzlich oder qrob fahrlässig unrichtiger oder unvollständiger Angaben in deru nä"n S 247 Abs.i Satz 3 lnsO-abzugebenden Erklärung und im Vermögens-,
öfäün"ls"r- unO roroeiungäuJreiitrnji und det Vermögönsübersicht ($ 290 Abs. 1

Nr. 6 lnsO).

l--'l Verletzunq der Eruüerbsobliegenheit ab Beginn der Abtretunglfrist bis zur
Ll il;Äd'örigdes lnsolvenzve-rfahrens (S 290 Abs. 1 Nr' 7 lnsO)'

l--'l eirrer oblieqenheitsverletzung im Zeitraum zwischen Bccn_dig_ung dcs
u i;;i";;;;ärfähÄh: und dern' Ende der Abtretunssfrist ($ 296 lnso)'

l--l eines erst nach dem Schlusstermin oder nach Einstellung nach Anzeige der
! tui;;;";;;üünäfürrk"it nekannt gewordenen Versagungsgrundes nach $ 290 Abs.

1 Nr.5, 6, 7 insO ($ 297a lnsO).

ilt.
Anlagen

Personalbogen

Bescheinigung über das Scheitern des außergerichtlichen
Einig un gs-verslchs mit außergerichtliche m Plan

Gründe für das Scheitern des außergerichtlichen Plans

Abtretungserklärung nach $ 287 Abs. 2 lnsO

Vermögensübersicht

Vermögensverzeichnis mit den darin genannten Ergänzungsblättern

Gläubiger- und Forderungsnachweis

Schuldenbereinigungsplan für das gerichtliche Verfahren :

Allgemeiner Teil

Besonderer Teil - Musterplan mit Einmalzahlung/festen Raien

oder Besonderer Teil - Musterplan mit flexiblen Raten

oder Besonderer Teii - Pian mit sonsiigem inhaii

Besorrclerei' Teii - Ergänzende Re geii"i nEen

Erläuterungen zur vorgeschlagenen Schuldenbereinigung

(Antage 1) I
(Anlage 2) I

(Anlage 2 A)E

(Anlage 3) [
(Anläge 4)[

(Anlage 5) E]

(Anlage 6) EI

(Anlaqe 7) El
- ^,i--lAnlage / A/LJ

(Anlase 7 A)n

(Anlage 7 A)n

(Anlase Z gi E
(Anlage 7 C)n

ü
Sonstige:

a
C)Ec
dJ

E
f
N

5

h Als Schulclner bin ich gesetzlich verpflichtet' 
-dem 

lnsolvenzgericht
V"rf'rattni*ie uollständig und wahrhditsgemäß Auskunft zu erteilen,

ääi"Ä rvrittäitrng zur Eitscheidung übei meine Anträge erforderlich

Können solche Auskünfte durch Dritte, insbesondere durch Banken und Sparkassen, sonstige

Xiäättinriit"iu, versicnerungsgäreit.CÄatten, Sozial- und Finanzbehörden, Sozialversicherungsträger

rä;ü;;;äää,'rrtoiule, ste"uäluäiäter ünd wirtschaftsprtiter erteilt werüerr, sü obliest es nrir, auf

ü;ü;ä; J"; ceiiJrrii arte Fersonen und Stellen, die'Auskunft über meine Vermögensverhältnisse

gäOen"können von ihrer Pflicht zur Verschwiegenheit zu befreien'

über alle das VerJahren betreffenden
insbesondere über alle Umstände,
ist (SS 20, 97 lnsO).

tv.
Auskunfts- und
Mitwirkungs-
pflichten

7 l-l tcn versichere die Richtigkeit und Vollständigkeit meiner Angaben zu

- Nummer l!.2.
iVf ir iit Oäf.ännt, dass vorsätzliche Falschangaben strafbar sein. können und

Cäss mir die Restslhuläbefreiung versagt wärden kann, wenn ich vorsätzlich
äääi öiöo tärrrtäisg unrichtige oäer unvöllständige Angaben gemacht habe

(S 29Ö Absatz't Nummer 6 lnsO).

V.

Versicherung

#
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(Ort, Datum)

lNSS:EigenantragVerbraucherinsoivenz:Erörtnungsantrag(Hauptbiaii)(i.2i)

o
(Unterschrift)
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Anlagel
zum Eröffnungsantrag des/der

Personalbogen: Angaben zur Person

10

11

12

13

.{J
C
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*tl

Name Akademischer Grad

Vorname(n)
(Rufnamen unterstreichen)

Geschlecht

!männlich ! weiblich fldivers
Geburtsname Name

Geburtsdatum Ge burtsort

Wohnanschrift
Straße

HausnummeT

Postleitzahl Ort

Telefon (privat) Mobil

Telefax E-Mail

Familienstand

ledig verheiratet
seit

T
erngetragene
seit

Lebenspartnerschaft begründet

I beendet seit

geschieden
seil

getrennt
lebend seit

verwitwet
sei I

Unterhalts-
berechtigte
Personen

f] nein n ja, Anzahl: 

- 

, davon minderjährig: 

-(Einzelheiten siehe Ergänzungsblatt 5 J)

Beteiligung am
Erwerbsleben

Erlernter Beruf

Zurzeit oder zuletzt tätig als

n ehemalsselbstständig

[ ruuin n la, ats

n Verbindlichkeiten aus Arbeitsverhältnissen

n ruuin [.,,,
I zurzeit unselbstständig beschäftigt als

n Arbeite(in)

n Angestellte(r)

Beamter/Beamtin

Aushilfe

Sonstiges, und zwar:

fl zurzeit keine Beteiligung am Erwerbsleben, weil

tr Rentne(in)/Pensionär(in)seit

! arbeitslos, seit

u Schüle(in)/Student(in) bis

tr
n

Hausmann/Hausfrau

Sonstiges, und zwar:

Verfahrensbe.
vollmächtigte(r)

f] ftir das
Verfahren
insgesamt

für den aus der
Vollmacht
ersichtlichen
Teil des
Verfahrens

fl Vollmacht liest
an

l-'I Vollmacht wirdH nachgereicht

Name Akademischer Grad

Vorname Beruf

ggf. Bezeichnung der geeigneten Stelle

Straße Hausnummer

Postleitzahl Ort

Telefon Telefax

E-lVlail

Geschäftszeichen Sachbearbeite(in)

INS 5 A1 : Eigenantrag Verbraucherinsolvenz: personalbogen (Anlagel ) (1.21)



::c
_9
:f
a
(5

t
N
-o

c
ldJiN
:J:E
:(s

(.)

ib
ta,0)ötc

0)

IE:lNt
1...: r-

Anlage 2
zum Eröffnungsantrag des/der

Bescheinigung über das Scheitern des außergerichtlichen
Einigungsversuchs (S 305 Abs. 1 Nr. 1 lnsO)

- Die Anlage 2 ist von der geeigneten Person oder Slelle auszufüllen -

E t.
Bezeichnung der
geeigneten
h^-^^- ^l--relsutl uuEl
Stelle

Name

Straße Hausnummer

Postleitzahl Ort

Ansprechpartner

il.
Behördliche
Anerkennung der
-^ ^i^- ^f^^YVtrvr rltrEl I

Person oder

I Ja, Anerkennende Behörde:

Datum des Bescheids: Aktenzeichen

D Nein, die Einigung ergibt sich jedoch aus folgenden Umständen:

n Rechtsanwalt tr Notar tr Steuerberater

n Snnslines'

lv.
Bescheinigung

lch bescheinige/Wir bescheinigen auf der Grundlage persönlicher Beratung-und,eingehender Prüfung der
Einkommens-'und Vermögensverhältnisse, dass die Schuldnerin bzw. der Schuldner

I mit meiner/unserer Unterstützung

erfolqlos versucht hat, eine außergerichtliche Einigung mit den Gläubigern über die
Schuldenbereinigung auf der Grundlage eines Planes zu erzielen.

(Ort, Datum) (Unterschrifvstempel der bescheinigenden Person oder Stelle)

INS 5,A2: Eigenantrag Verbraucherinsolvenz: Bescheinigung (Anlage 2) (1.21)

tc
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!!!.

Außergericht-
licher Einigungs-
versuch

'i. Dei airßer-ceiicliiliche Plan vom isi heigeii,lgt.

2. Allen im Gläubigerverzeichnis benannten Gläubigern ist dieser Plan übersandt worden

n Ja I n"in. Begründung

3. Der Einigungsversuch ist endgültig gescheitert am

4. Die wesentlichen Gründe für das Scheitern des Plans ergeben sich aus der Darstellung in

der Anlage 2 A.
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Anlage 2 A
zum Eröffn ungsantrag des/der

Gründe für das Scheitern des außergerichtlichen
Schuldenbereinigungsplans (g 305 AFs.1 Nr.1 lnsO)

18

19

ü
cs
ß)

ouü
.|l

t.
Wesentliche
Gründe für das
Scheitern des
Einigungs-
versuches

tr Nicht alle Gläubiger haben dem ihnen übersandten außergerichtlichen Plan zugestimmt

1. Anteil der zustimmenden Gläubiger nach Köpfen:

Gläubiger von Gläubigern

2. Anteil der zustimmenden Gläubiger nach Summen:

EUR von EUR

3. Anteil der Gläubiger ohne Rückäußerung

Gläubiger von Gläubigern

Als maßgebliche Gründe für die Ablehnung des Plans wurden genannt:

tr Nachdem die Verhandlungen über die außergerichtliche Schuldenbereinigung
aufgenommen wurden, isfdie Zwangsvollstrelkung betrieben worden vori: "

Aktenzeichen des Gerichts oder Gerichtsvollziehers

Amtsgericht:

Der gerichtliche PIan unterscheidet sich von dem außergerichtlichen plan

fl nicht. n infotgenden punkten:

il,
Beurteilung
des außer-
gerichtlichen
Einigungsver-
suchs und Aus-
sichten für das
gerichtliche
Schuldenbe-
reinigungsver-
fahren

Nach dem Verlauf des außergerichtlichen Einigungsversuchs halte ich die
Durchführung des gerichtlichen Schuldenbereinigüngsplanverfahrens für

nicht aussichtsreichn aussichtsreich

Begründung:

' INS 5 A2A: Eigenantrag Verbraucherinsolvenz: Bescheinigung (Anlage ZA) (1.21)
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(Ort, Datum) (Unterschrift)

INS 5 A3: Eigenantrag Verbraucherinsolvenz: Abtretungserklärung (Anlage 3) (1.21)

il.
Abtretungs-
erklärung

Für den Fall der gerichtlichen Bestimmung eines Treuhänd,ers-($.288 Satz 2 lnsO)
ireie--icfi hiermit meine pfändbaren Forderungen quf Bez-üge aus einem
öienstverhältnis oder an derbn Stelle tretende laufende Bezüge für die Dauer der
Abtretungsfrist nach $ 287 Abs. 2 lns0 an den Treuhänder ab.

GJ

E

üJ

otl
*t

Anlage 3
zum -Eröfflu n gs antrag des/de r

Abtretungserklärung nach S 287 Absatz 2 lnsO

Die Anlage ist nur einzureichen, wenn auf dem Hauptbtatt Restschuldbefreiung beantragt worden ist'

Die nachfolgende Abtretung umfasst alle Bezüge ar"ts einem Dienstverhältnis oder an

deren Stelle"tretende laufende Bezüge, also:

- iede Ai-t von Arbeitseinkommen, Dienst- und Versoi'gungsbezüge der Beamten, Arbeits-
ünd Dienstlöhne, Arbeitsentgelt für Strafgefangene,

- Ruhegelder und ähnliche fortlaufende Einkünfte, die nach dem Ausscheiden aus dem

Oiänsi- oder Arbeitsverhältnis gewährt werden, sonstige Vergütungen für
öiöniitu"tüngen aller Art, die d'ie Erwerbstätigkeit des Zahlungsempfängers vollständig
oder zu einem wesentlichen Teil in Anspruch nehmen,

- Bezüge, die ein Arbeitnehmer zum Ausgleich für Wettbewerbsbeschränkungen für die

Zeit näch Beendigung seines Dienstverhältnisses beanspruchen kann,

- Hinterbliebenenbezüge, die wegen des früheren Dienst- oder Arbeitsverhältnisses
gäiahti *erden, Renien, die auiGrund von. Versicherungsverträgen. gewährt werden.
üenn diese Verträge zui Versolgung des Versicherungsnehmers oder seiner
unterhaltsberechtigten Angehörigen geschlossen worden sind,

- Renten und sonstige laufende Geldleistungen der Sozia.lversicherungsträger oder der
Bundejanstalt für Arbeit im Fall des Ruhestands, der teilweisen oder vollständigen
Eruerbsunfähigkeit oder der Arbeitslosigkeit,

. alle sonstigon, don gonannten Bezügen rechtlich oder wirtschaftlich gleichstehenden
Roziine

Wenn Sie in dem Zeitraum zwischen Beendigung <jes lnsolvenzverlahrerrs und deni Etrde

ä"i nOiätrnqsfrist eine selbständige Tätigkdlt ausüben, sind Sie verpflichtet, ..die
f nsofvJntoiäufiiqei Ourch Zahlungen a-n den görichtlich bestellten Treuhänder so zu s.tellen,

wie wennBie ein angemessenes Dienstverhältnis eingegangen wären (5 29b Abs. :l lnsu).

l.
Erläuterungen
zur Abtretungs-
erklärung
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Anlage 4
zum Eröffnu ngsantrag des/der

Vermögensübersicht
(Übersicht des vorhandenen Vermögens und des Einkommens g 305 Abs. 1 Nr.3 lnso)

t.
Erklärung zur
Vermögenslage

Hiermit erkläre ich, dass ich über folgendes Vermögen und Einkommen ver-füge.

! Weitergehende Angaben habe ich in den Ergänzungsblättern zum Vermögensverzeichnis (Anlagen 5 A ff.)
gemacht.

21

22

23

+t
ü
c
ü
()u
CJ

"tl

1 Vermögen Ja
gemäß

zung
Ergän.

sblatt
Wert in EUR

(Gesamtbeträg)

S ic he run gs rec hte
Dritter

(Eroänzunosblalt 5 H)

Nein

1.1 Bargeld
(auch in ausländischer Währung) n

I nein

D ja, in Höhe von
EUR

n
t.l Guthaben auf Girokonten, Sparkonten, Spar- und

Bausparv_erträgen, Wertpapiere, Schuldbilchforderungen,
Darleh nsforderungen

5A
I nein

fJ ja, ln Höhe von

EUR

1.3 Bescheidene Lebensführung übersteigende Hausrats-
gegenstände, Möbel, Fernsöh- und Viäeogeraie, Computer,
sonstige elektronische Geräte, werlvolle Kleidungsstüöke,
s.on-stige wertvolle Gebrauchsgegenstände (2.8. -Kameras,

Waffen, optische Geräte u.ä.), wörtvolle Büiher (Anzahl,
Gesamtwert)

5B

I nein

E ju, in Höhe von

EUR

1,4 tsauten auf fremden Grundstücken (2.8. Gartenhaus
Verkaufsstände usw.) AO

Ll nein

E ja, in Höhe von

EUR

1.5 Privat genutzte Fahrzeuge (PKW, LKW, Wohnwagen,
Motorräder, Mopeds usw.) n 5B

I nein

E ta, in Höhe von
EUR

t.o Forderungen gegen Dritte (Außenstände, rückständ
Arbeitseinkommen, Forderungen aus
Versicherungsverträgen, Rechte aus Erbfällen)

rge

n 5C
E nein

E ja, in Höhe von
EUR

Grundstücke, Eigentumswohnungen und Erbbaurechte,
Rechte an Grundstücken 5D

! nein

E ja, in Höhe von

EUR

n
'1.8 Genu ssrechte oder sonstige Beteiligungen an

Personengesellschaften oderKa pitalgesellschaften,
Ge nossenschaften ! 5E

E nein

E ja, in Höhe von

EUR

1.9 Rechte oder Ansprüche aus Urheberrechten, immaterielle
Vermögensgegenstände (2. B. Patente) TE

E nein

E ja, in Höhe von
EUR

1.10 Sonstige Vermögen

5F
fl nein

fl ;a, in Höhe von

- 

EUR

2. Monatliche Einkünfte Ja
gemäß Ergän-

zungsblatt
Betrag

monatlich
netto in EUR

S i cheru ngs rec hte
Dritter

(Ergänzungsblatt 5 H)
Nein

2.1 Durchschnittliches Arbeitseinkommen (netto) einschließlich
Zulagen und Zusatzleistungen 5G

I nein

E ja, in Höhe von
EUR

n
z.z Arbeitslosenunterstützung (Arbeitslosengeld

Grundsicherung fur ArbeiG!uchende usrii.) ! 5G
nein
ja, in Höhe von

EUR

2.3 Krankengeld

tr 5G
E nein

E ja, in Höhe von

EUR

2.4 Rentenversicherung, Betriebsrenten,
Versorgungsbezüge (aus öffentlicher Kasse) tr 5G

I nein

E ;a, in Hohe uon
EUR

2.5 private Renten-, Spar- und sonstige Versicherungsverträge
5G

E nein

fl ju, in Höhe von
EUR

n
2.6 Sonstige Sozialleistungen (wie z.B. Sozialhilfe, Kindergeld,

Elterngeld, Betreuungsgeld, Wohngeld usw.) 5G
fl nein

E ja, in Höhe von

- 

EUR

n
monatliche Einkünfte (wie z.B. Einkünfte aus

liszahl ungen 5G
net n

ja, in Höhe von

-- 

EUR

: INS 5 A4: Eigenantrag Verbraucherinsolvenz. Vermögensübersicht (Anlage 4) (1 .21)
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4. Sonstiger Lebensunterhalt n lch habe keine bzw. keine ausreichenden regelmäßigen
Einkünfte nachZiIl.2 und 3. Den notwendigen
Lebensunterhalt bestreite ich durch:

w

(Ort, Datum) (Urltersclrr'ift)

INS 5 A4: Eigenantrag Verbraucherinsolvenz: Vermögensübersicht (Anlage 4) (1 '21)

tv.
Versicherung
($ 305 Absatz
1 Nr.3lnsO)

Die Richtiqkeit und Vollständigkeit der in dieser Vermögensübersicht enthaltenen Angaben 
.

ärl;'ürg];h. Mir rst net<annt d-ass vorsätzliche Falschangaben strafbar sein können, und dass mir

äi" ne.lritrülOOeireiung versagt werden kann, wenn ich vorsätzlich oder grob fahrlässig unrichtige
oder r-tnvollstänciige Anlaben giemacht habe ($ 290 Abs' 1 Nr' 6 lnsO)'

3. Jährliche Einkünfte Ja
gemäß Ergän-

zungsblatt
Betrag
netto

jährlich
in EUR

Sicherungsrechte
Dritter

(Erqänzunqsblatt 5 Hl

Nein

3.1 Einkünfte aus nichtselbstständiger Tätigkeit (2.8.
Weihnachtsgeld, Tantiemen, sonstige Gratifikationen usw') 5G

E n"in
[ 1a, in Höhe von

EUR

tr

J-1 Einkünfte aus Vermietung und Verpachtung 5G
E nein
E 1r, in Höhe von

---EUR

ü

2a Einkünfte aus Kapitalvermögen 5G
tl n",n

fl j", in Höhe von
EUR

3.4 Sonstige jährliche Einkünfte ! 5G
fl neir'
E ja, in Höhe von

EUR

n

5. Regelmäßig wiederkehrende Zahlungsverpflichtungen Ja
gemäß Ergän-

zungsblatt
Betrag monatlich netto in EUR Nein

5.1 UnterhaltsverPflichtungen tr
5J

il Naturalunterhält für 

- 

Porsonon

il Barunterhalt für 
-- 

Personen

in Gesamthöhe von FUR

r-tL-l

lA/^h-1.^^+^- /AIiara ,rorri \t:;r., :iri,-.; \i1..vrv ;r.;,, 5J EUR n

5.3 Sonstige wesentliche Verpflichtungen tr 5J EUR

l--'l äierrnii erkläi-e ich. dass ich mii Ausnahme des unler Nummei- 1.4 bezeichnetenLJ 
Lebensunterhalts weder über die vorstehend aufgeführten Vermögenswerte noch über
sonstige Vermögenswerte verfüge (Vermögenslosigkeit).

il.
Erlzlärr rnn

zuf
Vermögens-
losigkeit

il1.
Erklärung zu
Schenkungen
und Veräußer-
ungen

lch habe in den leizten vier Jahren vor dem Antrag atlf Eröffnung des
Insolvenzverfahrens Geld, Forderungen oder Gegenstände verschenkt
(gebräuchliche Gelegenheitsgeschenke geringen Werts sind nicht
anzugeben).

I nein

E ja, im Gesamtwert von

EUR

gemäß Ergänzungsblatt 5 K

Ich habe in den letzten zwei Jahren Vermögensgegenstände an
nahestehende Personen veräußert.

! nein

El ja, im Gesamtwert von

EUR

gemäß Ergänzungsblatt 5 K
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Anlage 5
zum Eröffnungsantrag des/der

Vermögensverzeichnis
(Veaeichnis des vorhandenen vermögens und des Einkommens, $ 30s Abs. 1 Nr. 3 lnso

(Ort, Datum) (U nterschrift)

ll.
Versicherung
($ 305 Absatz
1 Nr. 3 lnsO)

Die Richtigkeit und Vollständigkeit der in diesem Vermögensverzeichnis und den beigefügten
Ergänzungsblättern enthaltenön Angaben versichere ich.-
Mir ist bekannt, dass vorsätzliche Falsöhangaben strafbarsein können, und dass mirdie
Restsch.uldbefreiung. versagt werden kann, wenn ich vorsätzlich oder grob fahrlässig unrichtige oder
unvollständige Angaben gemacht habe (g 290 Abs. 1 Nr. 6 lnsO).

*r

o
trc
0,r

ou
q'l

.t!
t

t.
Erklärung zum
Vermögensver-
zeichnis

Hinsichtlich.meines vermögens und meiner Einkünfte nehme ich auf die Angaben in der
Vermögensübersicht Bezug.

f] l"n qrgänze diese Angaben entsprechend den beiliegenden und in der Vermögensübersicht
bereits bezeichneten Ergänzungsblättern:

tr 5 A (Guthaben auf Konten, Wertpapiere, Schuldbuchforderungen, Darlehnsforderungen)

5 B (Hausrat, Mobiliar, Wertgegenstände und Fahzeuge)

(Grundstücke, Eigentumswohnungen und Erbbaurechte, Rechte an Grundstücken)

5 F (lmmaterieleVermögensgegenstände, sonstigesVermögen)

5 H (Sicherungsrechte Dritter und Zwangsvollstreckungsmaßnahmen)

n 5 J (Regelmäßig wiederkehrende Verpflichtungen)

n 5 K (Schenkungen und entgeliliche Veräußerungen)

lch versichere, dass ich in den nicht beigefügten Ergänzungsblättern keine Angaben
zu machen habe.

5D

n

tr

n 5 C (Forderungen, Rechte aus Erbfällen)

n
n
n
n

5 E (Beteiligungen, Aktien, Genussrechte)

5 G (Laufendes Einkommen)

INS 5 A5: Eigenantrag Verbraucherinsolvenz: Vermögensverzeichnis (Anlage 5) (1.21)
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Ergänzungsbl
zum Vermöge

att5A
nsverzeichnis des/der

Guthaben auf Konten, Wertpapiere, Schuldbuchforderungen, Darlehnsforderungen

Guthaben in
EURStichtagstl 1,.

Guthaben auf Konten
( Bezeich nung de r Kontonuln m e r ; ge n a ue Bezeiehnung der kontgführenden Stellg)

Girokonterl (2.8. Gehaltskonto)
I
I

1

1

Termin- und Festgeldkonten1.2

1.2.1

t.J

't .3.1

Fremdwährungsgeldkonten

1.4

1.4.1

Sparkonten, SParveriräge

151

Raten- und BauspaNerträge

Sonstige Sparanlagen1.6
444

c
q)

Uo
c(!
C)

E
a
o
!
o*
c)

l
N

aa

{/
{Jr
fr
$
ü

l11
qJ

rlXI

INS s A5A: 
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vermösensverzeichnis' Guthaben auf Konten' wertpapiere' schuldbuchforderunsen'

z
nsforderungen _ ..
der DepotbanK mtl uepot-t\r.,

St!chfaf,
Kurs- oder

Verkehrswert in
EUR

1. I

2.1 .1

lnvestmentfondsanteile

2.2

2.2.1

Pfandbriefe, Sparbriefe und ähnliche festverzinsliche Wertpapiere, Obligationen

1a Schuldbuchforderungen

2.4
2.4.1

Wechselforderungen

ngen

2.5.1

2.6

2.6.1

Forderungen aus HYPotheken und Grundschulden

2.7

2.7.1

Gesellschafterdarlehen

Sonstige Forderlrngen aus Darlehn oder ähnlichen Geldanlagen
z.o

2.8.1

Darlehnsforderungen
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Ergänzungsblatt 5 B
zum Vermögensverzeichnis des/der

Hausrat, Mobiliar, Wertgegenstände und Fahrzeuge

@

*J

0l
E
fr
o
ö$
Ol

.rl

1 Hausrat, sonstiges Mobilliar oder Wertgegenstände Wert in EUR

1.1

L1.1

sonstige elektronischer sonstige (2.8.
Waffen, Sportgeräte, optische ceräte u.ä.)

1.2

1.2.1

Sonstige Wertg-egenstände (wie z.B. werlvolle Bücher, Kunstobjekte, Musiktnstrumente, Uhren. Schmuck,
Sammlungen, Gegenstände aus Edelmetall, Edelsteine, perleni Goldmünzen usw.)

t.J

1 .3.1

Bauten auf fremden Grundstücken (2.8. Gartenhaus, Verkaufsstände usw.)

2
Kraftfahrzeuge
@itte Typ/Fabrikat, Kennzeichen, Baujahr, km-Leistung und Aufbewahrungsort des Fahrzeugbriefes angeben)

Wert in EUR

2.1

2.1 .1

PKW

2.2

2.2.1

LKW

2.3

2.3.1

Wohnwagen, Anhänger u.ä

2.4
2.4.1

Motorräder, Mopeds u.ä.

2,5

2.5.1

land- und forstwirtschaftliche lvlaschinen, Geräte u.ä.

3. Erklärung zu unpfändbaren Gegenständen

der Erwerbstätigke
laufender Nummerl-l Oie Gegenstände unter

- werden zur Fortsetzung

Begründung:

INS 5 A5B: Eigenantrag Verbraucherinsolvenz:
(Anlage 58) (1.2i )

Ergänzungsblatt 5B zum vermögensvezeichnis, Hausrat, Mobiliar, wertgegenstände uncl Fahrzeuge



Ergänzungsblatt 5 C
zum Vermögensverzeichnis des/der

Forderungen (2.8. aus versicherungsverträgen), Rechte aus Erbfällen

i_ :.lcio

ta
io
t.:3iN,-o

o

37

39

E

@ 2. Rechte und Ansprüche aus Erbfällen Wert in EUR

(Bezeichnung der Beteitigung bzw. des Anspruchs, z.B. Erbengemeinschaft, Pflichtteilsanspruch,
iorlg e s etz te i G ü te rg e m e i n sc h a ft u sw. )

Beteiligung an einer

tri^a^rnr.äa \lc.hrarraharincnhionz trr^än?!nost-lr3rt 6rl zrrm \/ermÄoens'er,zeichnis, Fo|-(ierrrngen (2.8. ar-rs Versichcrrlngsverträgcn\.
iilit - r1{r-. Ltgt.'q,'u*v'v,'iüu!;i=iii;rw;i-r;: -rj-:;:;rrY-':rr€ J 'aJ*' Rdchte aus Erbfällen (Anlage 5C) (1 21)

+J

u,rtg
o
ü

Ifl

EJ

r[

Wert in EUR
36 1 Forderungen

1.',|

=Förde-un gen a-5 Versicherüngsvo itiä geR
(Namc rni Anschrift der Versicherungsgesellschaft oder Kasse und Veftragsnummer
'Beitragserstattung, ggf. Rückkaufwert' Name des Begünstigten)

V ersi ch e ru ng sl ei st u n g b zw

Kapital-Lebensversicherungsverträge, Sterbekassen

sonstige Versicherungen {2.8. Ansprüche gegen Hausrat-, Haftpf!!cbftersicherung, sot!stige tteMertbare Versicherung)

4') Rückständiges Arbeitseinkommen

1.2.1

itiame Tfirmu, vollsiänciige Anschrüi des Arbelrgei:ers, An oes
(2.8. rJrlaubsgeld, Weihnachtsgeld, rückständiger Lohn von-bis)

rucKsGnolgen trlnKommens

1.3 SteuererstattungsansPrüche

Finanzamt

Steuererklärung wurde zuletzt abgegeben für das KalenderjahrSteuernummer

1.4 Sonstige Zahlungsansprüche, z.B, aus Schadensfällen oder aus noch nicht erfüllten Verträgen

1.4.1

Name / Firma, vollständige Anschrift des
(genaue Bezeichnung des Rechtsgrirnds;

Schu/dners, Art des Zahlungsanspruchs
ggf. Angaben zur Einbringlichkeit der Fafierung)
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Ergänzungsblatt 5 D
zum Vermögensverzeichnis des/der

Grundstücke, Eigentumswohnungen und Erbbaurechte, Rechte an Grundstücken

@

*J

{J
E

A)

O
L?$

r'l

1 Genaue Bezeichnung des Grundvermögens (erf. gesonderte Aufstellung oder Grundbuchauszüge beifügen)

tfd.
Nr.

Lage
(Straße,

des Objektes
Ort), Nutzunqsart)

Gru nd b u ch beze ic h n u no
(Amtsgericht, Grundbuchbezirk, Ba;d, Blatt) anteil

Verkehrswert
in EUR (ca.)

1.1

1.1 .1

Eigentum an Grundslücken oder Eigentumswohnungen

1

1

.2

2. 1

Erbbaurechte

1a

t.J. I

Grunddienstbarkeiten, Nießbrauchsrechte

1.4

1.4.1

Sonstige im Grundbuch eingetragene Rechte

2. Belastungen dieses Grundvermögens(evt. gesonderte Aufstellung oder Grundbuchauszüge beifügen)

tfd.
Nr.

zu1 Art der Belastung

Grundbuch-
eintragung
tn
a) Abteilung
b) lfd.Nr.

Name des Gläubigers

Wert der
derzeitigen

Belastung in
EUR

3 lst die Zwangsversteigerung oder -verwaltung dieses Grundstückes angeordnet?

tfd-
Nr.

zu1
Zwangs-

versteigerung
Zwangs-

verwaltung
Zuständiges Amtsgericht
(mit Geschäftszeichen)

n

n

n

n

INS 5 A5D: Eigenantrag Verbraucherilsolvenz: Ergänzungsbl1tl 5.q llI Vermögensverzeichnis, Grundstücke, Eigentumswohnungen undErbbaurechte, Rechte an Grundstücke-n (Anlale SD) (1.21)
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Ergänzungsblatt 5 E
zum Vermögensverzeichnis des/der

Beteiligungen (Aktien, Genussrechte, sonstige Beteiligungen)

^ FF Ei^^h^Är.a^ \/ö.h.-,,^hÄ/ina^h,öh?. tr.^8n?,,n^qhloil qtr ?,,m \/ö.ftÄ4anqvc.zöi.hnic R6t6ilid'tndö. (Aktien. Genuccranhla c^nati^a
. itis 5 A5t: Eiuuliuiil;sv !uiuiüuliiuiiiiüuirviii. Lriniras vvu:;ii JL:tri;: it irrJYai v'v _v v r::;J J-:-;rrv'r;9-

Beteilisungön) (Anlage 5E) (1.21)

n

.P

eg
qJ

arJ
qJ

"|!

4l ,l Aktien GmbH, KGaA)
- evt.

tfd
Nr

a)
b)
c)

Beteiliounosform
Name"und"Anschrift der Gesellschaft
WKN, Depot-Nr. und -bank bzw. Registergericht mit HRB-Nr

Nennbetrag je
Gesellschaft in EUR

Kurs- bzw.
Verkehrswert

in EUR

Fällige
Gewinnan-

sprüche in EUR

1.1

2
Beteiligungen an Personengesellschaften
(oHG, Kb, Pärtnerschaftsgesellschaft, Gesellschaft des bürgerlichen Rechts, EWIV u ä )
- evt. qe,onderte Aufstellung

ilu
Nr

a)
b)
c)

Name und Anschrift der Gesellschaft
Eingetragen im Register des Amtsgerichts unter HRA-Nr
Beteiligungsform

Nennbetrag je
Gesellschaft in EUR

Verkehrswert
in EUR

Fällige
Gewinnan-

sprüche in EUR

2.1

3.
Beteiligungsform als stiller Gesellschafter

- evt. gesondefte Aufstellung beifügen'

tfd.
Nr.

a)
b)
c)

Name und Anschrift des Unternehmens
Eingetragen inr Register des Amtsgerichts
unter HRA / HRB - Nr.

Nennbetrag je
Gesellschaft in EUR

Verkehrswcrt
in EUR

Gewinnan-
sprüche in EUR

3.1

4. Beteiligungen an Genossenschaften @uch Anteile von Genossenschaftsbanken, Spar- und DahrlehnskassenJ

evt. gesonderte Aufstellung beifügen

tfd.
Nr.

a)
b)
c)

Name und Anschrift der Genossenschaft
Eingetragen im Register des Amtsgerichts
unter Nr.

Geschäfts-
guthaben in

EUR

Fällige
Gewinnan-

sprüche in EUR

4.1



@

Ergänzungsblatt 5 F
zum Vermögensverzeichnis des/der

lmmaterielle Vermögensgegenstände und sonstiges Vermögen

1
lmmaterielle Vermögensgegenstände
(2.8. Urheber-, Patent-, Verlege- oder ähnliche Rechte)

tfd.
Nr.

Genauere.Bezeichnung und - soweit registriert - Angabe der Registerbehörde (2.8. Deutsches
Patentamt), des Geschäftszeichens der Registerbefiörde; Angabtn über NutzJngsverträge u.ä. Wert in EUR

1.1

l-
o
E
f,
o
*
(.)
{,r

..l

.t
1

2. Sonstige Vermögen

tfd.
Nr. Wert in EUR

2.1

INS 5 A5F: 
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Ergänzungsblatt 5 G
zum Vermögensverzeichnis des/der

l. Einkünfte aus nichtselbstständiger Arbeit und sonstigen Dienstverhältnissen

Berufliche T
Berufliche Tätigkeit
(Aufgabenbereich)

Name / Firma

HausnummerStraße

Genauer Name
(Firma) und
Ansehrift des
Arbeitsgebers oder
der sonstigen
auszahlenden Stelle

betrag in

Ort

Auszahlu ngs-
EUR

der letzten 2 Monate sindLohn- oder Gehaltsbescheinig

Zahlungsweise
Abzweigungsbetrag
bei Pfändung oder
Abketung in EUR

n
.la

monatlichtr
Nein

Arbeitseinkommen

tr
Ja

monatiichT-'tU
Nein

2.
Zulagen (durchschnitttich)

tr
Nein Ja

n monatiich

3.
Zusätzliche Leistungen
des Arbeitgebers
(2.8.: vermögenswirksame

n jährlichtr
Nein

4.
Weihnachtsgeici

tr
Nein

jährlich
Urlaubsgeld
5.

monatlich

Ja

tr
Ja

il
jahriich

il
\lein

6.
Einkünfte aus sonstigen
Dienstverhältnissen,
Aufwandsentschädi-
gungen uncl gewinn-
abhängige Tantiemen

7.
Abfindungen bei
Beendigung eines
Dienst- oder
Arbeitsverhältnisses

oesamtU
Nein

-t
Ja

Auszahlungs-
betrag in EUR

AbzwergungsDe$ag
bei Pfändung oder
Abtretung in EUR

ll. Einkünfte im Rahmen des Ruhestands

tr
Nein

Ü Ja, auiszahlende Stelle und Geschäftszeichen:

Ü Rentenbescheid ist beigefügt

L

Leistungen der
necelzlinhan
Renten..,ersicherung

I Ja, auszahlende Stelle und Geschäftszeichen:

I Versorgungsbescheid istbeigefÜgi

tr
Nein

2.
Versorgungsbezüge

tr
Nein

E Ja, auszahlende Stelle und Geschäftszeichen:

Ü Rentenbescheid ist beigefügt

Betriebsrenten
3.

f,

f;*
o,

ü(rl
qJ

_rl

51
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4.
Sonstige fortlaufende
Einkünfte infolge des
Ausscheidens aus
einem Dienst- oder
Arbeitsverhältnis

Nein

E Ja, auszahlende Stelle und ceschäfiszeichen

fl Nachweis ist beigefügt

5.
Renten aus privaten
Versicherungs. oder
Sparverträgen

tr
Nein

E Ja, auszahlende Stelle und Vertrags-Nr

tr Nachweis ist beigefügt

C
C)

:f
a
f(!

=No

X
C
o
N
=o

I
(g

o.;
a
o
Co

E
f

N

'F
I-ü
Ec
0,

ü
(-y
ot

.tl

E

lll. Unterhaltszahlungen

fl r'rein [1"
Name, vollständige Anschrift der unterhaltspflichtigen Person (en)

Abzweigungsbetrag
bei Pfändung oder
Abketung in EUR

monaflrcner
Auszahlungs-
betrag in EUR

lV. Leistungen aus öffentlichen Kassen

Abzweigungsbetrag
bea Pfändung oder
Abtretung in EUR

monatlicher
Auszahlungs-
betrag in EUR

1.
Arbeitslosengeld
(ALG r)

tr
Nein

I Ja, auszahlende Stelle und ceschäftszeichen:

tr Bewilligungsbescheid ist beigefügt

2-
Grundsicherung für
Arbeitssuchende
(2.8. ALc ll)

n
Nein

I Ja, auszahlende Stelle und Geschäftszeichen

tr Bewilligungsbescheid istbeigefügt

Krankengeld tr
Nein

n Ja, auszahlende Stelle und Geschäftszeichen:

tr Bewilligungsbescheid ist beigefügt

4.
Sozialhilfe D

Nein

n Ja, auszahlende Stelle und Geschäftszeichen:

tr Bewilligungsbescheidistbeigefügt

5.
Wohngeld tr

Nein

n Ja, auszahlende Stelle und Geschäftszeichen:

tr Bewilligungsbescheidistbeigefügt

6,
Ki ndergeld tr

Nein
Ja, auszahlende Stelle und Geschäftszeichen:

! Bewilligungsbescheid istbeigefügt

INS 5 ,A5G: Eig^enantrag Verbraucherinsolvenz: Ergänzungsblatt 5G zum Vermögensverzeichnis - Laufendes Einkommen (Anlage AsG)(1.21],



n Ja, auszahlende Stelle und Geschäfiszeichen:

A Bewillig u n gSbCSChE id -rst beigie-f ü91

7.
tseruls. oder
Erwerbsfähigkeits-
rente Nein

ü
Nein

tr Ja, auszahlende Stelle und Geschäftszeichen:

El Bewilligungsbescheid ist beigefügt

8.
Hinterbliebenen-,
Unfall-,
Kriegsopferrenten

tr ! Ja, auszahlende Stelle und Geschäftszeichen:

n Bewi!!igungsbescheidistbeigefügt

9.
Sonstige Leistungen
aus öffentlichen
l(ässen

cg
:f,

a
(5

;
N

o
d)

E
aoE
0)

q)

N

+J

t
dJ

ürn
CJ

-_tl-

M V. Einkünfte aus Vermietung und Verpachtung

Einkünfte in EUR
f
o
f,
o
=ö'j

Abzweigungsbetrag
bei Pfändung oderD Nein Dlu

Bezeichnung des Miet- odei Päahtobjekls;
Name und Änschrift der Mieter oder Pächter

tr

n

tr

Vl. Zinseinkünfte und sonstige laufende Einkünfte

Abzweigungsbeirag
bei Pfändung oder
Abtretung in EUR

Einkünfie in EUR
oen aue Beze ich nunq der Einkunft sart ;
i.tame und AnschriftTer zahlungspflichligen Person oder Stelle

ntufl Nein

ü

ü

I

tr

tr

tr

tr

INS 5 A5G: Eigonantrag Verbraucherinsolvenz: Ergänzungsblatt 5G zum Vermögensverzeichnis - Laufendes Einkommen (Anlage A5G)
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Ergänzungsblatt 5 H
zum Vermögensverzeichnis des / der

Sicherun gsrechte Dritter u nd Zwangsvollstreckun gsmaßnahmen

1 Eigentumsvorbehalt, Sicherungsübereignungen

tfd.
Nr. Gegenstand Datum des

Vertrags
Name und Anschrift des Verkäufers bzw

Sicheru ngsnehmers
Restschuld

(ca.) in EUR

1.1

@

m

.F/
C
üJ

c
qJ

Q$
(J

*il

2. Lohnabtretungen, Sicherungsabtretungen

tfd
Nr

Abgetretene Forderungen

(2.8.: Lohn/Gehalt bei Fa. ..., Ansprüche
aus Lebensyerslc h e rung ... )

'io
%0_.co

:o
S.;t

;*
DO

Datum der
Abtretung

Name und Anschrift des Lohn-
bzw.

Sicherungsabtretungsgläubigers

gegenwärtige
Höhe der

gesicherten
Schuld (ca.) in

EUR

2.1 n

tr

tr

tr

!

!

3. Freiwillige Verpfändungen

tfd.
Nr.

Verpfändeter Gegenstand bzw
verpfändete Forderung

Datum der
Verpfändung Name und Anschrift des Pfandgläubigers

gegenwärtige
Höhe der ge-

sicherten Schuld
(ca.) in EUR

3.1

4. Zwangsvollstreckungen und Pfändungen

tfd.
Nr.

Gegenstand und Datum der
Zwangsvollstreckung / Pfändung

(mit Angabe von Gerichtsvollzieher und DR-Nr
des Pfändungsprotokolls bzw. von Gericht und

Aktenzeichen des Pfändungs- und über-
weisungsbeschlusses)

Datum der
Pfändungs-
maßnahme

Name und Anschrift des Gläubigers Restschuld
(ca.) in EUR

4.1

INS 5 45H: 5jp^"1:llf,q,y_"j,bl9T!9lT:9,1"9"t: Ergänzunssbla.tl 5 H zum Vermögensvezeichnis Sicherungsrechte Dritter undzwangsvoilsrreckungsmatJnahmen (Antage AsH) (1.21)



Ergänzungsblatt 5 J
zuin Vermögensverzeichnis des / der

Regelmäßig wiederkehrende Verpflichtungen

@
Eigene Einnah-

men der
Empfänger

Unterhalts-
leistungen

Familienver-
hältnis

(l<ind, Ehegatte, Eltcrn,
Lebenspaftner Ltsw.)

Name, Voname und Geburtsdatum.
Ansclrlift (tlur, wenn sie von lhrer Anschrift abwcicht)

I Nicht bekannt

n Nem

- 
Ja. monatlich

L) n/t.6

EUR

3 Naturalunterhalt
n Barunterhalt.u monatlich

EUR

Nicht bekannt

fl wein

- 
Ja. manatlich

LJ netto

EUR

D Naturalunterhalt

- Barunierhaii.J monatlich

EUR

2

I Naturatunterhalt
f1 Barunterhalt.u monatlich

EUR

Nicht bekannt

n Nen

-1 Ja, monatlich
LJ netto

EUR

J.

Nicht bekannt

fl Nern
n Ja. monatlichLJ netto

EUR

Z Natuntunterhalt
f1 Barunterhalt.u monatlich

EUR

4.

A Nichtbekannt

I iveri

J l!-rflo'"'""
trt ta

Ü Nauratunterhatt

n ?:!y!!P:I"ti
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lIMtautgtI

cun

5.

t.
unterhalts-
leistungen alr
Angehörige

61
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ü
rn
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T

lt.
Wohnkosten

Wohnutlgs-
größe in qm

Kaltmiele
monatlich in EUR

Nebenkosten
monatlich in EUR

Gesamtmieta
monatlich in EUR

lch zahle darattf
nonatlich EUR

Mitbewohner
zahlen monatlich

EUR

u.
Waitarp
wesentliche

ungsver-
pflichtungen,
besondere
Belastungen

Arl der V erpflichtunq bzvi'. a uße rge',itöhnlichen Bel astu.ng'ü.a. iäieiiräÄiciirün.sioeitrage, Verpflichtungen aus Kredit-- Abzahlungskauf-
'oder Leasingverträgen, Pflege- und Krankheitsaufwendungen)

Monatliche Höhe
der Verpflichtung
bzw. Belastung in

FI]R

Alilvprnfliehtete
zahlen darauf

monatlich in EUR

tNs I AI.r,: Eiüenaijiiaü Vüib;aricheiinsoivenz: Iigänzüngsblaii 5 J zum Vermögensvei'zeichnis Regelmäßig wiederl(ehicnde

Ve"rpflichturigen (Anlage 5J) (1 21)
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Eryänzungsblatt 5 K
zum Vetmögensvenzeichnis des / der

t"n"nxun'|$nullz?1:gi,:,i"{r",X"Bußerungen
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41
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#
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I Unentgelfl iche Veräußeru ng von Vemlögenqogenständen (Schen fu ngen)

tr 1S1 190" rn den,letzten 4 Jahre.n vor dem Antrag auf Eröffnung des lnsolvenzverfahrens folgende
Forderungen oder Gegenstände verschenkt (gebräuchliche G-eschenke von geringem Wert-sind n

Geldbeträge,
icht anzugeben):

lfd.
Nr. Name und Anschrift des Empfängers Datum Gegenstand Wert in EUR

1.1

2. Entgeltliche veräußerung von vemögensgegenständen an nahestehende persnen

n 191 
r,"q"inden.letzten2Jahren,vo.rdemAntragauf Eröffnungdeslnsolvenzverfahrensfolgendernahestehendenperson

totgende Vermögensgegenstände (auch Forderungen) entgelilich veräußed:

tfd.
Nr. Name der nahestehenden Person (S138 lnso) Datum Gegenstand Wert in EUR

2.1
! Ehegatte oder Lebenspartner (vor, während oder

nach der Ehe oder Lebensparl.nerschafl)

2.2
! Lebensgefahfte oder andere Personen, die mit

mir in häuslicher Gemeinschaft leben oder im
letzten Jahr vor der Veräußerung gelebt haben

2.3
I Xinder oder Enkelkinder

2.4 fl meine oder meines Ehegatten Eltern,
Großeltern, Geschwister-und Halbgeichwister

1.5 I Ehegatten der zuvor genannten personen

. ,NS $,{Sf(' Eigenantrag verbraucherinsolvenz: Ergänzungsblatt 5K zum vermögensverzeichnis schenkungen und entgelliche veräußerungen(SS 132, 133. 134 tnso) (Antage 45K)-(1.21) -



2.6

sind.

2.7 fi Sonsiige nahestehenden Personen

Erläuterung:
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$ä;:lä:ffHr5'?{39,"ii1'{5."li1fi^:.giiÄHi:l,jffi,iiiigliermoo"ns.".erzeichnis 
echenkunsen und entserüiche
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Anlage 6
zum Eöffnungsantrag des / der

(vetzeiütnis der Gtäubtser und r.,9ls,l/ßifl"1!;#! f*83iff!f;y3#,y,!l?,^.*,n",,g 305Aös. 1 Nr. s rnso)

Summe aller
Forderungen des

Gläubigers in EUR

'Tl
o
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c
f
o
l

=-c
o'

Titulierung kann durch einen Hinweis in der Spalte
genommen werden (g 305 Abs. 2 Satz 1 tnsO).

n
!
n
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n
u
n
n
u
!
n
!
tr
tr
n
tr

Forderungsgrund;
ggf. Angaben zum Bestand und zuiBerechtigung der Forderung

Kosien in
EUR

Zinsen

Höhe in
EUR

berechnet
bis zum

Hauptforderung
in EUR

(je Hauptforderung
eine Zeile)

azoo)
_-fXo39
^oOrJ.o
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cö

n
n
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n
u
u
n
u
n
tr
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n
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Name/Kurzbezeichnung des Gläubigers
(vollständige Angaben im Fltgemeinen Teit des

S c h u I d e n b e re i n ig u n g sp I a n s)
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INS 5 A6: Eig-enantrag Verbraucherinsolvenz: Gläubiger- und Forderungsverzeichnis (Anlage 6)
(1.21)
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Summe aller
Forderungen des

Gläubigers in EUR

n1

0

'Tl
o
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f

Titulierung kann durch einen Hinweis in der Spalte
genanmen werden ($ 305 Abs. 2 Satz 1 lnsO).

n
n
n
tr
n
tr
n

tr
n
n
n
n
n

Forderungsgrund;
ggf. Angaben zum Bestand und iur Berechtigung der Forderung

Kos;ten in
EUR

Zinsen

Höhe in
EUR

berecl'rnet
bis zum

Hauptforderung
in EUR

0e Hauptfc'rderung
eine Z3ile)
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Name/Kurzbezeichnung des Gläubigers
lvollständioe Anoaben im Allqemeinen Teil des' ichuldänbereiniguigsPtans)
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Die Richtiokeit und vollständiqkeit der in diesem Glär.lbiger- und Forclerungsverzeichnis enthaltenen Ang-ape.1 versichere.ich.
;üfr#;äi;kär;;;.;-;Jü;;T;äiÄ nä.iä"nutorrerreiunct värsagt werden kannl wenn iclt vorsätzlich ode,r srob fahrlässis unrichtige

Mir ist bekannt, dass vorsätzliche Falschangaben
oder unvollständige l\ngaben gemacht habe

($ 290 Abs- 1 Nr. 6 lnsO)

Versicherung
($ 305 Absatz 1

Nr. 3 llnsO)'p

CJ

f;c
L
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öt,
&j

r|l
Eigenanirag
(1"21)

tNs 5,46 Verbraucherinsolvenz: Gläubiger- und Forderttngsverzeichnis iiAnlage 6)

Datum) (Unterschrift)



Anlage 7
zum Eröffnungsantrag
des / der

Vorname und Name

Straße und Hausnummer

Postleitzahl und Ort

Verfahrensbevollmächligte(r)

Schuldenbereinigungeplan für das gerichtliche Verfahren
($ 305 Abs. 1 Nr. 4 lnsO)

Allgemeiner Teil

_ . \ufg diesemÄlgemeinen Teil besteht der Schuldenbereinigungsplan aus dem Besonderen Teil (Anlagen 7A und 7B).
Dort sind für jeden Gläubiger d.ie angebotenen besonderen Re-gelüngön zur angemessenen Bereinigung der 

-Schulden 
dargäistellt.

Ergänzende Erläuterungen zur vorgeschlagenen Schuld-enbereinigung können in der Rilagä 7C erfolgen.

C
-c)

o1
(s

=N-o

X
c
c)
N
()
Y
(q

4)

'=
ao

d)

E
f,
N @

@

Datum des Schuldenbereinigungsplans:

Unter Berücksichtigung der Gläubiger-
interessen sowie meiner Vermögens-,
Einkommens- und Familienverhältnisse
biete ich den nachstehenden Gläubigern
zur Bereinigung meiner Schulden
folgenden Schuldenbereinigungsplan an:

fl Rtan mit Einmalzahlung oder festen Raten gemäß dem in Anlage 7.A

- beiliegenden Plan und?en in der Anlage 7E aufgeführten ergääzenden
Regelungen.

l-l Rtan mit flexiblen Raten gemäß dem in Anlage 7A beiliegenclen Plan und

- den in Anlage 78 aufgeführten ergänzenden Regelungen.

ll Sonstiger Plan (als Anlage 7A beigefügt)

- mit den in Anlage 78 aufgeführten ergänzenden Regelungen.

! Erläut"rungen zur vorgeschlagenen Schuldenbereinigung (Anlage 7C)

4J

ü
f;

OJ

fi
15
CJ

.|l

69 Beteiligte Gläubiger

tfd
Nr Gläubiger

(möglichst in alphabetischer Reihenfolge)
Verfahrensbevollmächti gte( r)
für das lnsolvenzverfahren

Summe aller
Forderungen

des Gläubigers
in EUR

Anteil an der
Gesamt-
verschul-
dung in %

1

Name, Vorname bzw. Firma Name, Vorname, Firma

Straße, Hausnummer Sträße. Hausnummer

Postleitzahl, Ort Postleitzahl. Ort

Geschäftszeichen Geschäftszeichen

gesetzlich vertreten durch

2

Name, Vorname bzw. Firma Name, Vorname, Firma

Straße, Hausnummer Straße, Hausnummer

Postleitzahl, Ort Postleitzahl, Ort

Geschäftszeichen Geschäftszeichen

gesetzlich vertreten durch

J.

Name, Vorname bzw. Firma Name, Vorname, Firma

Straße, Hausnummer Straße, Hausnummer

Postleitzahl, Ort Postleitzahl, Ort

Geschäftszeichen Geschäftszeichen

gesetzlich vertreten durch

INS 5 ,q7: EjOenaqrag Verbraucherinsolvenz: Schuldenbereinigung für das gerichtliche Verfahren Allgemeiner Teil (Anlage7) (1.21)
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tfd.
Nr.

Gläubiger
Verfahrensbevollmächtigte(0

fLir das lnsolvenzverfahren

Summe aller
Forderungen

des Gläubigers
in EUR

Anteil an der
Gesamt-
verschul-
dung in %

Name, Vorname bzw. Firma Name, Vorname, Firma

Straße, Hausnummer

Postleitzahl, Ort

Straße, Hausnummer

Postleitzahl; Ort

Geschäftszeichen Geschäftszeichen

gesetzlich vertreten durch

Name, Vorname bzw. Firma Name, Vorname, Firma

Straße, Hausnummer Straße, Hausnummer

Postleitzahl, Ort Postleilzahl, Ort

Geschäftszeichen Geschäftszeichen

gesetzlich verlreten durch

Name, Vorname bzw. Firma Name, Vorname, Firma

Straße, Hausnummer Straße, Hausnummer

Postleitzahl, Ort Postleitzahl, Ort

Geschäftszeichen Geschäftszeichen

gesetzlich veftreten durch

Nlamö \/^r^äma hzur trirma Neme Vornäme. Firmä

Straße, Hausnummer Straße, Hausnummer

D^.+lÄi+?ähl nd

Geschäftszeichen Geschäftszeichen

gesetzlich vertreten durch

Name, Vorname bzw. Firma Name, Vorname, Firma

Straße, Hausnummer Straße, Hausnummer

Postleiüahi, Ori Postleitzahi, Ort

Geschäftszeichen Geschäftszeichen

gesetzlich vertreten durch

f.lame, Vorname bzw. Firma Name, Vorname, Firma

Shaße, Hausnummer Straße, Hausnummer

Postleitzahl, Ort Postleitzahl, Ort

Geschäftszeichen Geschäftszeichen

vertreten durch
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Eigenantrag Verbraucherinsolvenz: Schuldenbereinigung für das gerichtliche Vedahren Allgemeiner Teil (Anlage 7)

(1.21)
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Datum des
Schuldenbereinigungsplans

ungsantrag des / der
Anlage 7 A
zum Eröffn

Schuldenbereinigungsplan für das gerichiliche Verfahren

Besonderer Teil

- Musterplan mit Einmalzahlung bzw. festen Raten -

Monatliche Gesamtrate in EUR

Zahlungsweise .

I einmalig l-l monaflich zum

Sonderzahlungen (2.B. pfändbarer Teil des Weihnachtsgeldes)

Anzahl der Sonderzahlunqen Zahlungsweise

Beginn der Zahlungen

Gesamtregulierungsquote in %Gesamtregulierungsbetrag jn EUR

Anzahl der Raten

Gesamtverschuldung in EUR

Zahlungsweise und
Fälligkeit

ln Verbindung mit den ergänzenden Regelungen gemäß
Anlage 7 B biete ich den im Plan genannten Gläu5igern
zur angemessenen und endgültigen Bereinigung
meiner Schulden die folgende Regelung an:

Regulierungs-
quote auf die
Forderung in

Summe aller
Zahlungen auf
die Forderung

in EUR

jeweilige
Höhe der
Sonder-

zahlung(en)

Höhe der
festen Rate

oder
Einmal-

zahlung in
EUR

Zahlungsweise und Fälligkeit
(nur soweit nicht einheitlich wie oben

angegeben)

Anzahl der Raten p.m./p.a- zum ...

tr -Tl

DO
2.4:)oTi
DCaf,
-(o

tr

n
n
tr

n

Kosten in
EUR

Zinsen

Höhe in
EUR

berechnet
bis zum

Hauptforderung
in EUR

Name/Kurzbezeichnuno des Gläubigers
(vollständige Angaben iö AllgemeinenTeil

des Schuldenbereinigungsplans)
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-lr

INS 5 A7A1: ,E_igjnantrag Verbraucherinsolvenz: SBP für das gerichtliche Verfahren Besonderer Teil - Musterplan rnit Einmalzahlung bzw. festen Raten - (Anlage 7 A1)
(1.21)
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, INS s A7A1: Elgenantrag Verbraucherinsolvenz: SBP für das gerichtliclre Veda,hren Besonderer Teil - Musterplan mit Einmalzahlung bzw" festen Raten - (Anlage 7 Al )

(1.21t

Regulierungs.
quote auf die
Forderung in

o/"

Sumnre aller
Zahlungen auf
die Forderung

in EUR

jeweilige
Höhe der
Sonder-

zahlung(en )

Höhe derr
festen Rate

oder
Einmal..

zahlung in
EUR

Zahl u nEsweise und F äll igkeit
(nur soweit nicht einheitlich wie oben

angegeben)

Anzanl der Ralen p.m./p.a. zum ...

tr-noO
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u

Kasten in
EUR

Zinsen

Hauplforderung
in EUR

Höhe in
EUR

berechnet
bis zum

l

l

Narne/Kurzbezeichnung des Gläubigers
{vollstänoige Angaben im Allgemeinen Teil

des .Schu/de nbe rei nigungs pla n s)
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Datum des
Schuldenbereinigungsplans:

ungsantrag des / der
Anlage 7 A
zum Eröffn

Schuldenbereinigungsplan für das gerichfliche Verfahren

Besonderer Teil

- Musterplan mit flexiblen Raten -

dezeit pfändbarer Tejl des Einkommens in EUR

Zahlungsweise

fl monatlich zum 

-

n
Beginn der Laufzeit

Der Zahlungsbetrag ergibt sich aus
I demjeweils pfändbaren Teil meines Einkommens gemäß gg BS0 ff. ZpO.

! Oen ergänzenden Regelungen in Anlage 7 B.

Gesamtverschuldung in EUR

Gesamtlaufzeit in Monaten

Zahlungsweise und
Fälligkeit

l-n Verbin{u,ng mit den ergänzenden Regelungen gemäß
Anlage 7 B biete ich den im Plan genannten Gläubigern
zur angemessenen und endgültigen Bereinigung
meiner Schulden die folgende Regelung an:

Anteil der
Forderung am
Zahlbetrag in

Zahlungsweise und Fällig
(nur soweit nicht einheitlich wie oben

keit
angegeben)

Anzahl
der

Raten p.m./p.a. zum ersfma/s am ...

O.TI
OOoä
ooJa
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u
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tr

n
u

Kosten in
EUR

Zinsen

Höhe in
EUR

berechnet
bis zum

Hauptforderung
in EUR

Name/Kurzbezeichnung des Gläubigers
(vollständige Angaben im Allgemeinen Teit

des Schuldenbe reinig u ng spl an s)
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INS 5 A7A2:.Eigenantrag Verbraucherinsolvenz: Schuldenbereinigungsplan für das gerichtliche Verfahren Besonderer Teil - Musterplan mii flexiblen Raten - (Anlage 7 42)
(1.21\
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Anteil der
Forderung am
Zahtbetrag in

Za h I u nqswe ise u n d F älligkeit
lntr sowe-it nicht einheitlich wie obetl' angegeben)

p.m./p.a. zum --. erstmals am ..
/\nzahl

der Raten

u

n
u
u

u
u
n
n

u
tf
u

n
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n

u
u
u

Kösten in
EIJR

Zinsen

berechnet
bis zum

Höhe in
EUR

l

I

l

Hauptforderung
in EUR

\ame/Kurzbezeichnung des Gläubigers
(votlstänoiige Angaben im Allgemeinen Teil' 

desSchuldenbereinigungsplans)

.: rNS 5 A7A2'(r'tlel"ntras verbraucherinsolvenz: schuldenberernigungr;plan für das gerichtliche Vefahren Bes,rnderer Teil - M rsterplan mit flexiblen Raten - (Anlage 7 A2)



Anlage 7 B
zum Eröffnungsantrag des / der

Schuldenbereinigungsplan für das gerichtliche Verfahren
Besonderer Teil

- Ergänzende Regelungen -
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Datum des Schuldenbereinigungsplans:

.lr
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*tl

Ergänzende Regelungen
(insbesondere Sicherheiten der Gläubiger, g 305 Abs.1 Nr. 4 Halbsatz 3)

Es sollen folgende ergänzende Regelungen gelten (für die Sicherheiten der Gläubiqer
durch Zwangsvollstreckung erlangte Pfandrechte, müssen Regelungen erfolgen): -

z.B. Sicherungsabtretungen, Bürgschaften, vereinbarte oder

INS 5 A7B: Eigenantrag
Ergänzende X3fJf,X$".ifi;i]:i:'rtfiilltibereinisuns 

rür das serichtriche verrahren Besonderer reir -



Datum des Schuldenbereinigungsplans:
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ungsantrag des / derzu

SchuldenbereiniEungsplan für das gerichtliche Verfahren

Erläuterungen zur vorgeschlagenen Schuldenbereinigung

Erläuterungen zur vorgeschlagenen Schuldenbereinigung
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Eioenantt.aq verbiaucherinsolvenz: Schuldenbeieinigung iür das gei"tchtliche vefianien - Eriäuterungen zui vorgeschiagenen

Sc-huldenbdreinigung - (Anlage 7C) (1 21): iNS 5 A7C:



Hinweisblatt
zu den Formularen für das Verbraucherinsolvenzverfahren

und das Restsch u ldbefreiu ngsverfah ren

Lesen Sie bitte die nachfolgenden Hinweise vor dem Ausfüllen der Antragsformulare sorgfältig durch. Füllen Sie die
Formulare unter Beachtung der Hinweise vollständig und gewissenhaft aus. Wenn Sie beim Ausfüllen
Schwierigkeiten haben, kann lhnen in vielen Fällen die geeignete Person oder Stelle, die das Scheitern des
außergerichtlichen Einigungsversuchs bescheinigt hat, behilflich sein. Allgemeine Fragen können Sie aber auch an
das zuständige lnsolvenzgericht richten.

Wenn Sie die amtlichen Formulare nicht vollständig ausgefüllt abgeben, besteht die Gefahr, dass lhr Antrag auf
Eröffnung des lnsolvenzverfahrens unter Umständen als zurückgenommen gilt.

Allgemeine Hinweise
Die Formulare für das Verbraucherinsolvenz- und Restschuldbefreiungsverfahren können Sie mit dem Computer, mit
der Schreibmaschine oder handschriftlich - bitte in lesbarer Druckschrift - ausfüllen. Da es sich um amtliche
Formulare handelt, sind inhaltliche oder gestalterische Anderungen oder Ergänzungen nicht zulässig. Sollte
der Raum im Formular nicht ausreichen, können Sie die Angaben auf einem besonderen Blatt machen ln
dem betreffenden Feld des Formulars ist dann auf das beigefügte Blatt hinzuweisen.

Die vollständig ausgefüllten Formulare sind zunächst ohne Abschriften (Kopien) bei dem zuständigen
lnsolvenzgericht einzureichen Wenn das lnsolvenzgericht die Durchführung des gerichtlichen
Schuldenbereinigungsplanverfahrens q anordnet, werden Sie gesonderl aufgefordert, Abschriften des
gerichtlichen Schuldenbereinigungsplans
(Anlage 4) in der für die Zustellung an

age 7, Anlage 7 A und Anlage 7 B) und der Vermögensübersicht
die Gläubiger erforderlichen Anzahl nachzureichen. Stellen Sie deshalb

unbedingt sicher, dass Sie eine vollständige, inhaltsgleiche Kopie der an das Gericht übersandten
Antragsunterlagen bei lhren Verfahrensunterlagen behalten.

Hauptblatt
(Eröffn ungsantrag)

ln der Kopfzeile des Hauptblattes tragen Sie bitte nur lhren Vor- und Nachnamen mit Postanschrift und
der Telefonnummer, unter der Sie tagsüber in der Regel erreichbar sind, sowie ggf. den Namen lhres
Verfahrensbevollmächtigten ein; die vollständigen Angaben zu lhrer Person und a) lhrem
Verfahrensbevollmächtigten werden in der Anlage 1 (Personalbogen) erfasst. Bitte setzen Sie lhren
Vor- und Nachnamen auch in die Kopfzeile aller Anlagen zum Eröffnungsantrag ein

Das fur lhren lnsolvenzantrag zuständige Amtsgericht wird lhnen in aller Regel von der geeigneten
Person oder Stelle, die das Scheitern des außergerichtlichen Einigungsversuchs bescheinigt hat, genannt.
Sie können das zuständige lnsolvenzgericht aber auch bei jedem Amtsgericht erfragen

Mit dem Eröffnungsantrag erklären Sie, dass Sie nach lhrer Einschätzung zahlungsunfähig sind oder
dass Zahlungsunfähigkeit unmittelbar bevorsteht. Auf Grund des Eröffnungsantrags kann das Gericht alle
Maßnahmen ergreifen, die erforderlich sind, um lhr noch vorhandenes Vermögen zu sichern. Kommt es
auf Grund lhres Eröffnungsantrags zur Eröffnu ng des Insolvenzverfahrens, so wird ein
lnsolvenzverwalter eingesetzt, der lhr pfändbares Vermögen und Einkommen an die Gläubiger verteilt.
Nach Abschluss dieser Verteilung wird das lnsolvenzverlahren aufgehoben, und es schließt sich falls Sie
einen Antrag auf Restschuldbefreiung gestellt haben, die so genannte Wohlverhaltensperiode + an

Der Antrag auf Restschuldbefreiung kann nur in Verbindung mit einem eigenen Eröffnungsantrag
gestellt werden. Er ist aber nicht Voraussetzu ng für die Durchführung des lnsolvenzverfahrens,
sodass Sie an dieser Stelle eindeutig erklären m üssen, ob Sie einen Restschuldbefreiungsantrag stellen
oder nicht Wenn das lnsolvenzverfahren nicht bereits durch einen erfolgreichen gerichilichen
Sch u I de n be rei n i g u n g sp I an + 66 beendet wird, können Sie die Befreiung von lhren Verbindlichkeiten nur

g
$Jg
Lü
ü
ts
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T,I

durch einen Antrag auf Restschuldbefreiung oder durch ein lnsolvenzplanverfahren erlangen, Andernfalls
kÖnnen die Gläubiger ihre Forderungen, wenn sie nicht im lnsolvenzverfahren erfüllt wo-rden sind, nach
Aufhebung des lnsolvenzverfahrens weiterhin geltend machen. Von der Restschuldbefreiung
ausgenommen sind die in $ 302 lnsO genannten Forderungen, insbesondere also Forderungen aus
vorsätzlich begangener unerlaubter Handlung, aus rückständigem gesetzlichen Unterhalt, den Sie
vorsätzlich pflichtwidrig nicht gewährt haben, aus einem Steuerschuldvärhältnis wenn Sie damit wegen
einer Steuerstraftat (Steuerhinterziehung, S 370 Abgabenordnung [AO]; gewerbsmäßiger, gewaltsamer
und bandenmäßiger SchmugSel, S 373 AO; Steuerhehlerei, S 374 nO; recntsXraftig verufteiit ivorden sind,
sowie Geldstrafen.

Wenn Sie den Antrag auf Restschuldbefreiung stellen, müssen Sie zu Nummer 11.2, a) weiter erklären, ob
Sie bereits früher einen solchen gestellt haben. lst dies nicht der Fall, müssen Sie die Nummern 11.2. b)
und c) nicht mehr ausfüllen.

Hinweisblatt zu den Formularen ftir Verbraucherinsolvenzverfahren und das Restschuldbefreiungsverfahren (1.21)
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Haben Sie hingegen bereits früher einen Antrag auf Restschuldbefreiung gestellt, geben Sie dies unter

Nennung des Datums, des Aktenzeichens und des betroffenen Gerichts an. ln diesem Fall erklären Sie zu

Nummei 11.2. b) zudem, ob und wann lhnen die Restschuldbefreiung erteilt oder versagt wurde.

Wurde die Restschuldbefreiung versagt, muss auch noch der konkrete Versagungsgrund unter Nummer
11.2. c) angegeben werden. Den betreffenden Versagungsgrund können Sie dem Bescheid des Gerichts

entnehmei. 
_gine 

lnsolvenzstraftat liegt vor bei einer Verurteilung wegen Bankrotts, $$ 283, 283a

SträfgeS€tzbtreir ISIGB). wcgen VerleEung der tsuchführungspflichT S 283b SIGB, und wegen

Glau[igerbegUnstilung,'S 2834 SIGB. Die Versagung der Restschuldbefreiung nach $$ 287 Abs. 1 Satz 3,

2g0 Abs. I Nr 6-tnsO liegt vor, wenn sie bereits in einem früheren Verfahren die zu Nummet 11.2.

geforderten Angaben vorsätzlich oder grob fahrlässig unrichtig oder unvollständig erklärt haben.

Diejenigen Anlagen, die Sie lhrem lnsolvenzantrag zwingend beifügen müssen, sind bereits angekreuzt.

Wenn Sie einen Restschuldbefretungsantrag stellen, ist zusätzlich die Abtretungserklärung (Anlage 3)

beizufügen. Als Anlage 7A müssen Sie als Besonderen Teil des Schuldenbereinigungsplans entweder

einen der beiden Musferqläne + 70 71 oder einen sonstigen Plan beifügen. Wenn Sie neben den in

Anlage 7 B enthaltenen Ergänzenden Regelungen weitere Erläuterungen zu dem

Schulden bereinigungsplan machen wollen, kÖnnen Sie die Anlage 7 C einreichen

Veimögensverzeichnis Sie beifügen, geben Sie nur imWdche Eigänzungsblätter zuirl
Vermögensverzeichnis (Anlage 5) + JU an.

t0

Auf Grund lhrer gesetzlichen Auskunfts- und Mitwirkungspflicht sind Sie nicht nur verpflichtet, selbst

vollständig Auskünft über lhre Vermögensverhältnisse zu erteilen; lhnen obllegt es auch, auf Verlangen

des Geriöhts Dritte von ihrer Pflicht zur Verschwiegenheit zu entbinden, Ein Verstoß gegen diese

Obiiegenheii kann zur Versagung der Restschuidbefreiung führen.

Machen Sie die Angaben zu Nummer 11.2. Euchstabe b und c sorgtältig unci umfassencl, da Sie deren

Richtigkeit und Välbtändigkeit zu versichern haben. Geben Sie diese Erklärung und Versicherung

nicht a*b, ist lhr Antrag auf Restschuldbefreiung unzulässig. Machen Sie insoweit vorsätzlich oder grob

fahrlässig unrichtige oäer unvr:llstänrJige Angaben, kann lhnen die Restschuldbefreiung versagt werdett.

Bei vorsätzlich falJchen Angaben können Sie sich wegen Betruges nach S 263 StGB strafbar machen.

lhre eigenhändige Unterschrift ist Voraussetzung für einen wirksamen Eröffnungsantrag. Bitte

unterse-hrciben Sre auch die .Anlagen zum Eröffnungsantrag, soweit dies in den Formularen rrorgesehen

ist, nämlich die Abtretungserklärung, die Vermögensübersicht, das Vermögensverzeichnis sowie das

Glaubiger- und Forderungsverzeichnis.

A nlaaa ,!
Älllqvs I

(Pereonalbogen : Angaben zur Pereon)

Bitte geben Sie hier lhre Personalien vollständig an, dabei ist die Angabe der Namen, des Geburtsdatums

und äer Wohnanschrift unbedingt erforderlich, während die weiteren Angaben (2.8. Telefon, Telefax)

ireiwiiiig sincj. Teiien Sie ciem Gericht unverzügiich mit, wenn sich lhr Name, ihre Anscnrift oder sonstige

von lhnen gemachte Angaben im Laufe des Verfahrens ändern.

Bei den Angaben zu lhrem Familienstand geben Sie bitte ggf. das genaue Datum lhrer Eheschließung,

Scheidung usw. an.

lrl Wenn Sie anderen Personen Unterhalt (hierunter fällt
Unterkunft und Verpflegung) gewähren, geben Sie

Personen an und teilen Sie mit, ob darunter auch

auch der sogenannte ,,Naturalunterhalt" in Form von

hier bitte die Anzahl der unterhaltsberechtigten
e Kinder sind; alle weiteren Angaben

werden im Ergänzungsblatt 5 J zum Vermögensveneichnis') erfasst.

lhren erlernten Beruf sollten Sie so genau wie möglich angeben, ebenso lhre derzeitige oder letzte

berufliche Tätigkeit, wenn diese von lhrem erlernten Beruf abweicht. Wenn Sie früher selbständig tätig

waren, müssen 
-Sie 

lhre ehemalige selbständige Tätigkeit genau bezeichnen. Sollien Sie im Zeitpunkt der

Antragstellung noch selbständig tätig sein, müssen Sie die Eröffnung des Regelinsolvenzverfahrens
beantägen. Diä Formulare für das Verbraucherinsolvenzverfahren sind in diesem Fall nicht auszufüllen.

12

-IJ r/Jenn Sie einen Verfahrensbe.rollmächtigten oder eine Verfahrensbevollmächtigte fur das

lnsolvenzverfahren haben, teilen Sie bitte zunächst mit, ob sich diese Vollmacht über das gesamte

Verfahren erstreckt oder auf einen Teil des Verfahrens beschränkt ist. AngehÖrige einer als geeignet

anerkannten Stelle können unabhängig von den Voraussetzungen des Rechtsdienstleistungsgesetztes für

das lnsolvenzverfahren bevollmächtigt werden.

5

6

7

8

9
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Sie können eine schriftliche Vollmacht, aus der sich der Umfang der Bevollmächtigung ergibt,
beifügen. Die Vollmacht kann auch nachgereicht werden.

Anlage 2
(Bescheinigung über das Scheitern des außergerichtlichen Einigungsversuchs)

Die Anlage 2 ist nicht von lhnen, sondern von einer geeigneten Person oder Stelle auf der Grundlage
persönlicher Beratung und eingehender Prüfung lhrer Einkommens- und Vermögensverhältnisie
auszufüllen, ln der Regel wird das die Person oder Stelle sein, die den aüßergerichflichen
Einig_ungsversuch begleitet hat. Der außergerichtliche Einigungsversuch darf im Zeitpunkt des
lnsolvenzantrags nicht länger als sechs Monate zurückliegen. Für lnsolvenzanträge, die zwischen
dem 31. Dezember 202Q und dem 30. Juni 202'1 gestetlt werden, darf der äußergerichiliche
Einigungsversuch nicht länger als zwölf Monate zurückliegen.

Neben dem Namen und der Anschrift der geeigneten Person oder Stelle sollte insbesondere bei
Schuldnerberatungsstellen der Name der Person angegeben werden, die als Ansprechpartner für das
außergerichtliche Verfahren zuständi g war.

ln denjenigen Bundesländern, die eine behördliche Anerkennung der geeigneten Stellen eingeführt
haben, sind die Einzelheiten der Anerkennung mitzuteilen; im übrigen ist die Eignung kurz darzulegen.

Hier ist zunächst das Datum des außergerichtlichen Schuldenbereinigungsplans
einzusetzen; der außergerichtliche Plan muss der Bescheinigung in Kopie beig'efügt
werden. Wenn der außergerichtliche Plan - ausnahmsweise - nicht allen Gläubigern übersandtwurde, ist dies zu begründen. Das Ergebnis des außergerichtlichen
Schuldenbereinigungsversuchs ist mit dem Zeitpunkt des endgültigen Scheiterns mitzuteilen

Die abschließende Bescheinigung ist von der geeigneten Person oder einem Angehörigen der
geeigneten Stelle (also nicht von lhnen) zu unterschreiben. Wenn ein Stempel vorhanden ist, sollte
dieser zusätzlich zu der Unterschrift verwendet werden.

Anlage 2 A
(Gründe für das Scheitern des außergerichtlichen Schuldenbereinigungsplans)

Die wesentlichen Gründe für das Scheitern des Einigungsversuchs müssen von lhnen kurz dargelegt
werden, wobei die Anlage 2 A im Zusammenwirken mit der geeigneten Person oder Stelle, di-e dat
Scheitern des außergerichtlichen Schuldenbereinigungsversuchs bescheinigt, ausgefüllt werden kann.

Wenn der Einigungsversuch gescheitert ist, weil nicht alle Gläubiger zugestimmt haben, ist zunächst der
Anteil der ausdrücklich zustimmenden Gläubiger mitzuteilen. Hitfreicfr für die Beurteilung der
Erfolgsaussichten des gerichtlichen Schuldenbereinigungsverfahrens ist auch die Angabe der Anzahl
derjenigen Gläubiger, die sich zu dem außergerichtlichen Plan nicht geäußert haben. Die
wesentlichen Gründe, die von den Gläubigern zur Begründung ihrer Ablehnung gänannt wurden, sollten
kurz zusammengefasst werden.

W.en1 del Einigungsversuch auf Grund der Einleitung von Vollstreckungsmaßnahmen als gescheiteri
gilt ($ 305a lnsO), sind der Name des vollstreckenden Gläubigers, dat Aktenzeichen dei Gerichts
und/oder des Gerichtsvollziehers sowie das zuständige Amtsgericht zu bezeichnen.

Um die Aussichten für die Durchführung des gerichtlichen Schuldenbereinigungsplanverfahrens
beurteilen zu können, ist es für das Gericht zunächst hilfreich, zusammengefasst zu eriahren, ob und in
welchen Punkten sich der gerichtliche von dem außergerichtlichen Schuldenbereinigungsplan
unterscheidet. Wesentliche Unterschiede sollten kurz angeführ1 werden.

Darüber hinaus kann lhre Einschätzung, ob die Durchführung des gerichtlichen
Schuldenbereinigungsverfahrens aussichtsreich erscheint, fur die Entsche-idung des-Gerichts von
Bedeutung sein.

17

18

19

20

Anlage 3
(Abtretungserklärung nach g 297 Abs. 2 lnso)

Die Abtretungserklärung müssen Sie dem Eröffnungsantrag immer dann beifügen, wenn Sie ejnenRestschuldbefreiungsantrag stellen. Die RntretungsJrklärung müssen - Sie eigenhändig
unterschreiben. Auf der Grundlage der Abtretungserkläru-ng wird lhr-pfändbares Einkommei nacrr oerAufhebung des lnsolvenzverfahrens bis zum Enoe der Abtrelungsfrist an den Treuhänder angetünrt unovon diesem an lhre Gläubiger verteilt.

INS 5 H: Hinweisblatt zu den Formularen fürVerbraucherinsolvenzverfahren und das Restschuldbefreiungsverfahren (1.21)



Die Abtretung erfolgt für die Dauer der in $ 287 Abs. 2 lnsO festgelegten Abtretungsfrist. Die Abtretungsfrist
beträgt demnach giundsätzlich drei Jahre. Haben Sie bereits Restschuldbefreiung in drei Jahren nach den

ab de-m '1. Oktobei 2020 geltenden Vorschriften erlangt, so beträgt die Abtretungsfrist fünf Jahre.

Die Abtretungsfrist kann früher enden und die Abtretung damit für die Zukunft gegenstandslos

werden, wenn lhnen auf lhren Antrag hin bereits vorher eine Restschuldbefreiung erteilt wurde, weil im
befriedigt

Bitte lesen Sie die in der Anlage 3 enthaltenen Ertäuterungen zur Abtretungserklärung grÜndlich durch.

Liegen Abtretung oder freiwitlige Verpfändungen - nicht Forderungspfändungen auf Grund eines

etairOungs- und Überweisungsbe-sg[usqe..q - vor, geben Sie dies bitte im Einzelheiten im Ergänzungsblatt

5ä zum Vermögensverzeichnis + I 571, i 581 an

Dort können Sie auch ggf. Kopien der Abtretungsvereinbarungen beifügen.

Anlage 4
(Vermögensübersicht)

21 Die Vermögensübersicht enthält mit lhrer Erklärung zut Vermögenslage die gedrängte

Zusammenfassung lhres amten Vermögens und Einkomm ens. Sie dient den Gläubigern, denen das

Verrn ögensverzeichn i s + nichi zugesieiii lvii"d, und dem Gei"ichi dazu, sich einen raschen und im

Wesentlichen vollständigen Überbtick über lhre Vermögenssituation zu verschaffen ln der Regel

müssen Sie die Angaben in der Vermögensübersicht durch Angaben in den

Ergänzungsblättern 5 Ä bß 5 K zum Vermögensverzeichnis + 31 ergänzen. Bitte achten Sie

ciarauf, dass ciie Angaben in ciieser Aniage mit cienjenigen in cien Ergänzungsbiäiiern übereinsiimmen

22 lhre Angaben zum Vermögen erfassen außer lhrem alle Vermögensgegenstände, die in den

Ergänzungsblättern 5 A brs 5 F zum Vermögensverzeichnis + a4 4s aufgeführt sind. Um die Angaben

vollständig und richtig zu machen, sollten Sie daher diese Anlagen vor dem Ausfüllen sorgfältig
i---^L--L-- n^- !-+!--! l:- !!---=:=--.-qiifGnggäen. Uea gvütr u=3 vElrrrvgErr-gsgv --a:-J^ l^r ;- i^- \ /ar*Ä^rqaiih^-^i^L+ i-!,r.;1. sil a{^m

!l!aqlluE lot lll uql vq!lllUv9lrouuslJlvrlr Jvvvvrt

Gesamtbetrag einer VermögensgruPPe anzugeben wenn vermögensgegenstände mit

Sicherungsreehten Dritter belastet sind (2.8. Pfändungen, Sicherungsabtretungen an lhre Bank,

Eigentumsvorbehalte, Grundschulden), ist in der Spalte ,,Sicherungsrechte Dritter" der derzeitige,

ungeiahre Weri cier Beiasiung,
r^- I l:L^ lL.^. -^^*li^ha^qef $lcrl lll utjl r\ugel alLls Llsl nul lE ll llEl lerlrrvrrEtr \ /^.hi^lli^hluai+ arnih{

v 9t uil ruilvr rr\vr\ wr Yre\,

anzugeben. Genaue A.ngaben

zun Vernogensvezeich ni s -)
7U den Sicherungsrechten machen Sie bitte in dem Ergänzungsblatt 5 H
EC

23 Um die Angaben zu lhren monatlichen Einkünften vollständtg machen zu können, gehen Sie bitte

zunächst das Ergänzungsltiatt 5 G zum VermÖgensverceichnis Ö 50 55 sorgfältig durch. Geben Sie

dann jeweils den l'{ettogesamtbetrag der Einkünfte an. Soweit dic trinkdinfto mil Siehcrrrnosrechten
und -abtretu st in der SPalte

müssen. Wenn Sie staatliche Leistungen bereits beantragt haben, lhnen
,^,, rrnan nahan aia rr rnh r{iae hiar rrna in d?re FrlinTt tnnchlpif 4 G =n"itui uui i, vYUüi i üiv üuui I uiÜÜ i iivi ui iu ii i uüi i j L'I vt' 'rer' 'vuv'v(L

,,Sicherungsrechte"

sind (insbesondere Gehaltspfändungen
die ungefähre Höhe der gesicherten Schu

Dritter belastet

diese aber noch nicht bewilligt

ngen) i

Bestehen Sicherungsrechteld einzusetzen

24

zu Gunsten rnehrei-er Giäubiger, so sind diese zusamrnenzurechnen. Genaue zu uell

Sicherungsrechten machen Sie bitte in dem Ergänzungsblaft 5 H zum Vermögensveneichnis + 56 59

lhre jährlichen Einkürrfte umfassen alle Einkünfte, die im Einzelnen im
aufgeführt werden und hier mit ihremErgänzungsblatt 5 G zum Vermögensverzeichnis e>

Jahresnettogesamtbetrag anzugeben sind.

25 Wenn lhre Einkunfte nicht ausreichen, um lhren Lebensunterhalt zu besireiten, geben Sie bitte hier an,

durch welche Zuwendungen Sie lhren notwendigen Lebensunterhalt bestreiten. Wenn Sie

Unterstützungsleistungen von dritter Seite (2.8. durch Angehörige oder Freunde) erhalten, sind diese

genau zu belzeichnen (Unterkunft, Verpflegung etc.); Bargeldzuwendungen sind mit ihrer monatlichen

Durchschnittshöhe anzugeben.

26 lhre regelmäßig wiederkehrenden Zahlungsverpflichtungen, insbesondere die von lhnen tatsächlich
erbrac[ten Unt-erhaltsleistungen und Mietzahlungen, werden tm Ergänzungsblaft 5 J zum Vermögens'

verzeichnis + 60 62 erfasst und hier zusammengefasst

ZI Flia Erlrlärr rnn
ulv !l r\rgl 9l ly zur \,/ernnögenslosigkeit können Sie nur abgeb en, wenn Sie im Vermögensrrerzeichnis

und in den Ergänzungsblättern keine Angaben zu machen habe n, weil Sie weder über Vermögen noch
der Bezug von Sozialhilfe) verfügen und lhrenüber

notwe unter 25 erläuterten Leistungen bestreiten.

2A Wenn Sie in dem Ergänzungsblatt 5 K zum VermÖgensverzeichnis q 63 64 Angaben zu Schenk-

ungen und Veräußerungen zu machen haben, sind diese hier mlt ihrem Gesamtwert anzugeben

regelmäßige Einkünfte (hierunter fällt auch

ndigen Lebensunterhalt ausschließlich durch die

iNS 5 H: Hinweisblatt zu den Formularen für Verbraucherinsolvenzvedahren und das Restschuldbefreiungsvedahren (1.21)



29

30 Das Verzeichnis lhres Verm
Vermogensübersicht gemacht
zLtm Vermögensverzeichnis 4
haben Ergänzungsblätter,
die entsprechenden Fragen in der

nicht beifügen.

Anlage 5
(Vermögensverzeich n is)

.Qema.ß $ 305 Abs. 1 Nr. 3 Halbsatz 2 lnsO mqssen Sie lhren Angaben in der Vermögensubersicht, im
Vermögensverzeichnis und im .Gläubiger-. und Forderungsverzeichäii äie f*iärung uelfugC-dasr'die
93l!^:tllull-gnen Angaben.richtig und-vollständig sind. Dle nichtigkeit und Volstänäigkeit inre'r nngaOäÄverslchern Sie mit lhrer Unterschrift. Bitte flrüfen Sie dahe-r jeweils besondörs sorgfälti{, obSie die .llag".n zutreffend und umfassend beantwortet näben. Wenn Sie bewisst oderaus Nachlässigkeit falsche_od9r,u1v.9llständige Angaben gemachi haben, 

-känn-rnnJn 
aui nn1ägei1eq, Gläubigers .die RestschuldbefreiuÄg ve-rsagt "werOen. Wer'bewusst -falsche 

oder
unvotltändi_ge 

-$Sqqen macht,_ um einen Vermogenivorteil tz.e die Restschuldbäiieiung; zuerrangen, macht sich wegen Betruges strafbar.

(Guthaben ar"rr Konten, *"no"5lPi3:HLffifjf,*r?*""n.n, Darrehensrorderungen)

EI

32

Ergänzungsblatt S B
(Hausrat, Mobiliar, Wertgegenstände und Fahzeuge)

33 Anzugeben sind alle Wertgegenstände, die sich dauerhaft in lhrem Besitz befinden, auf die
Eigentumsverhältnisse ist ggf. im Ergänzungsbtatt S H zum Vermögensvezeichnis + 56 einzugehen
Bitte geben Sie, wenn Sie wertvollen Hausrat besitzen, insbesondere also bei höhemertigen
Stereoanlagen, Computern, Fernsehgeräten und anderen Geräten der Unterha Itungselektronik, das
ungefähre Alter der Geräte sowie deren Neupreis an; der von lhnen geschätzte Zeitwert ist in der
Spalte,,Wert" einzusetzen Gleiches gilt für wertvolle Kleidungsstücke (insbesondere echte Pelze),
Sportgeräte (2. B. Rennräder oder Sportboote) und alle ubrigen Wedgegenstände in lhrem Besitz

nicht

Anzugeben sind alle Kraftfahrzeuge, die sich dauerhaft in lhrem Besitz befinden Ggf. ist auf den
gesonderten Aufbewahrungsort des Kraftfah rzeugbriefs hinzuweisen, auf die Eigentumsverhältnisse ist
ggf. im Ergänzungsblatt S H zum Vermögensveneichnis + 56 einzugehen.

34

35 Wenn Sie die aufgeführten Gegenstände zur Fortsetzung lhrer Erwerbstätigkeit benötigen, können Sie
dies hier angeben und kurz begründen.

Ergänzungsblatt 5 C
(Forderungen, Rechte aus Erbfällen)

36 Wenn . ,Sie private Lebensversicherungen, Berufsunfähigkeits- oder Rentenversicherunqenabgeschlossen haben, besteht, auch wenn die-versicheru"g.täiJürä'nocn nicnt rairiri älnä, iuibä,i'räri'oäiAuflösuns des Versicherungsvertrags in jia 
. ryägäL- är "änspruch aut" 

-Äülzähiung 
desRückkaufwertes' Bitte ermitteln-sie dalier bei sotörren veiüärrerüä!"n ätiriticr,iioenä"rräiäöäi"

INS 5 H: Hinweisblatt zu den Formularen filr Verbraucherinsolvenzverfahren und das Restschuldbefreiungsverfahren (1.2.1)



Rückkautwert. Die Versichefungs.beiträge hinsiehtlich dieser,-\lgrsicherungen m.qps.en li" als

lZölgn$lg? 
"'*$:p.:n:ll'".ä$:*,;ü:.X?f:'#J.q""fl,Sf 

*n".?"r#nj[,n""k??li"{["U:1n""J*\ilü31
fistäitun"gsaniprticnen aus äer Haftlflicht-, Hausrat- odei privaten Krankenversicherung

37

38 Geben Sie bitte nicht nur bereits durch Bescheid festgestelltesteuererstattungsansprüche an, sondern

Gifen SüäüCh mit, wenn SiJäuiörüna äiner aOgege.-nenen Steuererklärung mit einer Steuererstattung
rechnen.

39

110
Wenn lhnen nach einem Erbfall möglicherweise Rechte als Erbe bzw. Miterbe oder Pflichtteils-
äi,'äörtiär.,ä tusiärren, teiiän-sldllttä äie Äfi und äen ungefahren wert lhres A.nspruchs auch dann rnit,

wenh die Rechtsnachfolge noch ungeklärt ist.

Erqänzunqsblati 5 D
(Grundstücke, Eigentuäswoh n ün gen, Rechte an Gru ndstücken)

wenn sie noch Ansprüche gegen lhren derzeitigen oder ,einen früheren Arbe
niönt afs-fauiände EinkünttiiÄ erganzungsbtatt 5 G zum VermÖg.ensvezeichnis
linO.- ödOön Sie hier bitte die vötstanOige Anschrift des Arbeitgebers sowie

Hohä 
-der geschuldeten Leistungen an.

haben. die

die

42

43 Wenn die Zwangsversteigerung des Grundvermögens betrieben wird oder wenn Zwangsverwaltung

ä;;öörääiff-iä, ;nd hiöiäas z-ustandrge Amtsger'icht und das Geschäftszeichen anzugeben

Ergänzungsblatt 5 E
(Beteiligungen)

Geben Sie bitte zunächst die Lage des Grundbesitzes sowle dle Nutzungsan. (selbst Dewonni,

u-eä1]ätei 
-uerfiächtet, 

ge*eiOtiCtr -genutzt, leer stehend usw.). an. Teilen Sie --dann die. genaue

ciunäi:ücr",d,iläicrinünö-"- tii 'äCii' iugen 9ie einen ., '"'ollständlgen, lnhaltlich

""ütüTrä- 
'äu;lbüä"?i,:'*"e, q:'-lI^l"l^,t::lt:^.,ti%:ll1p::9"i",'lT.*:^,li:^"1'I3n;'J1,,.1','lli

wenn innen qer \rrurruucsrtz drrvrrr g€rrurt' uer rrrErrrervrr L'verrru"" 
;'äär'"i"iä",ürääänteil anäniügeoJn (12, 1t4, 119 usw ). Bei Eigentumswohnungen ist nu

äem"SdnObreigentum aniugeben. 
-Den -Verkehrswert kdnnen Sie - etwa unter Zugrundelegung

des von lhnen gezahlten Kaufpretses - scnaeen'

T"-B:p:t",lg* df-",^G#:1J."',T?g:li,lgii,5?ly'o?l;1t3,?ln?i""J :'.x) 3i.n3,?""';Ä:?,:J,*:fl,",1"ft:;dem von rnnerr *,ergerusr'crr ',rurruuuurrqu'4ut''r"ln"\r",üi siä äinäü ciunooucr'äüs2üg beigefugtGrundbuchauszug in die Rubrik zu übernehmet
hail, rüön-öie oen däääiiigÄn 

-wä4;ecer 
Bela_stung, das,ist die Höhe, in der die zugrunde

iiäöä"i.i öärräneilroroärunö' ernäörrrreßtiCtr zrÄsen und Kosien- noch besteht, in der dafür vorgesehenen

Spalte eintragen.

Wenn Sie Aktien oder sonstige Beteiligungen an Kapitalgesellschaften besitzen oeben Sie bitte neben dei"

Beteitigungsform (Aktie us*i-ruuin!1"unO'nnscnriilAäiöG;lstÄäft und - wen"n vorhanden - die WKN
(wertoaoier-K"nnnu*rurl'äücn WFXtrtl iowie ggf. die Depot-Nr. und den Namen der Depotbank an'

Häöiitälgericlrt unC HRB-Nr sind etwä bei Gm-b11-Beteiligungen anzugeben.

Wenn Sie Gesellschafter einer offenen Handelsgesellschaft- (oHG), einer Partnerschaftsgesellschaft,

äin-äi frtopäiiöüen wirtschaftlichen lnteressenvereinigung (EWIU oiJer einer Gesells-ctaft burgerlichen
äljlÄtiTärinr"ür*.' xä,iiji*inänial oääi Kornmandiiisi eiiiei Koinnranditgesellschaft (KG) sind, sind hiei"

älääää,ii"riiinän Ängan€jn - auch zum Wert des Gesellschaftsanteils - zu machen'

Wenn Sie an einer Kapital- oder einer Personengesellschaft als sogenannter stiller Gesellschafter

beieiligt sind, müssen Siö dies hier angeben.

41

44

45

46
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47 Eine Beteiligung an einer Genossenschaft liegt auch vor, wenn Sie bei einer Genossenschaftsbank
(Volksbank, Raiffeisenbank, Sparda-Bank usw.) ein Konto besitzen und zu diesem Zweck einen
Geschäftsanteil enrvorben haben.

Ergänzungsblatt 5 F
(lmmaterielle Vermögensgegenstände und sonstiges vermögen)

Wenn Sie lnhaber von Urheber- oder Leistungsschutzrechten oder lnhaber von patenten, Mustern
oder.sonstigen gewerblichen schutzrechten sind, geben sie oie Einzötnäitön niär'oitiä'iö'geÄau wie
möglich an.

Bitte, geben Sie hier lhr sonstiges Vermögen an, wenn dies nicht bereits in einer anderen Rubrik erfragt
worden ist.

Ergänzungsblatt 5 G
(Laufendes Einkommen)

4E

49

50

5{

52

1. Tra
a

Abzwe
diesem all

Bitte bezeichn.en. Siq, wenn Sie derzeit Einkünfte aus nichtselbständiger Arbeit haben, zunächst lhregenaue Tätig^keit. Wenn sich lhr Tatigkeitsbereich in den verganqenen Zwei Jahren wesenilich qeändert
nat, welsen Sie darauf bitte hin, Geben Sie sodann Namen u-nd Anschrift lhres Arbeitqe-bers an
und teilen Sie - wenn vorhanden - auch die Personal-Nr. 

-mit, 
unter der Sie oÄi rniem ÄGrtgeürgeführt werQe_r1 Um lhre Angaben zu belegen, können Sie'die VeioienstGä"täiniguäiän 0",letzten zwei Monate beifügen.-

Monatsein
einbehalte

n oder Loh

kommen mit dem Auszahlungsbetrag (also
ner Pfändungs- bzw. Abtretungsbetrage) ein.
nabtretungen einbehalten, so tlagen Slö Oen
zu Pfändungen und Abtretungen machen Sie inrg

F im
bitte ebenfalls ein. N

5HÖ

E

54

l. tÄ{enn Sie..regelmäß_ige Zulagen (Überstunden-, Nach2uschläge usw ) erhalten, qeben Sie bitte dendurchschnittllchen Monatsbetrag ebenfalls mit dem Auszahlung6betrag unä gSf mit dem
Abzweigungsbetrag ein.

l.^,Y,"lll^lll ttstig^*t, lhnen zusätzliche Leistungen gewährt (2.8. vermogenswirksame Leistungen,
Fahrtkostenzuschüsse, Verpflegungs- oder Unterkunftszuscihüsse), tiagen Sie döse bitte hier ein.

4' und 5' Wenn Sie im laufenden,oder im vergangenen.Jahr Weihnachtsgeld oder Urlaubsgeld erhalten
haben, tragen Sie die zuletzt erhaltenen Zahluögeä bitte hier ein.

6. Wenn Sie im Rahmen lhrer Beschäftigung. odgr eines sonstigen Dienstverhältnisses Tantiemen,Provisionen oder zusätzliche Aufwandse-ntsönaCigungen ernaitön, sind diese hrer äniuge'ben, uno
zwar bei monatlicher Zahlungsweise in der Rubrik ,,moi-raflöh' im üorigän in dei Rubrik-,;arrriicfrY. 

-'

I'. Wu|n Sie . infolge der Beendigung lhres Arbeitsverhältnisses einmalig oder vorüberqehend
Abtlncl.ungszahlungen.oder Zahlungen aus einem Sozialplan erhalten, geOen-Sie diese Zahlunlen hier
bitte mit ihrem Gesamtbetrag an.

Wenn Sie laufende Unterhaltszahlungen (Barunterhalt) erhalten, sind Name und Anschrift derunterhaltspflichtigen Person(en) sowie die Hbhe des .relelmaßig 
'gezahlten 

unterrrätts anlugenen
H"jd:L.?.:!tj-s-"__fl11_Gtund, von Pfändungen oder LoÄnabtretüng'eÄ- ernoenäliän, 

*lä 
üagdn siöoen Abzwetgungsbetrag bitte ebenfalls ein.

fi"J^,:Ilq_|[r9-,tfq9l!?ß]qen Leistungen aus öffentlichen Kassen anzugeben, atso insbesondere
ill9j:-"lo-"^"_ngll9_t_9yL9.qlle soziallgqtungen und alle Renten mit Ausnahnie der Attersrente, die atsLetstung oer Renrcnversrcnerung + l5r I_zu erfassen ist. Werden Beträge auf Grund von pfändun{en odärLoh nabtretun gen ei nbehalten, sö tragHsie den Äozwäig u ngä beträö nltjJäoenäriö äIi'

Wenn Sie einen Geoenstand, ein Grundstück, oder eine Wohnung verpachten oder vermieten (auchuntermiete), geben Sie nier oitie .rnääÄiiäi-t\4'i;i-;ür'ä;"ÄioiY1"'r,i'.o*ie Namen und Anschrift der
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Mieter oder pächter an. lhre Einkünfte geben Sie bitte mit dem monatlichen oder jährlichen Gesamt-

öäüäg iBrtt"mräiä e'nsct'.rtießlich aller Voiauszahlungen auf Nebenkosten etc') an.

Wenn Ste Zinseinkünfte haben, geben Sie den ungefähren Jahresbetrag dieser Einkünfte hier an

Daneben ist hier Raum fü;;ää;ä üüiä"'oJEi"rü'ntiä]oiä niänt in einei anoören Rubrik erfasst sind

Ergänzungsblatt 5 H
(sicherungsrechte Dritter und Zwangsvotlstreckungsmaßnahmen)

Angaben

@

56 Wenn Sie Gegenstände (2. B. lhren PKW) unter Eigentumsvorbeha It erworben oder zur Sicherung

übereig net haben, geben Sie dies bitie hier an. Teilen Sie auch mit, wie hoch die gesicherte Restschuld

zum Wert des Sicherungsgegenstands machen Sie bitte im
de rzeit noch ist. Nähere
Ergänzungsblatt 5 B 4 33

57 Gleiches gilt, wenn Sie (etwa zur Sicherung eines Bankkredits) lhren Lohn oder sonstige Forderungen

abgetreten haben. Geben Sie hier bitte zusätzlich an, ob die Abtretung bei lhrem Arbeitgeber offengelegt

ist, und ob der Pfändbare Teil der Einkünfte wird. Die Höhe des Abzweigungsbetrags ergibt

sich aus lhren Angabenim Ergänzungsblatf 5 G + 50 E

58 Wenn Sie Gegenstände oder Forderungen freiwillig verPfän det haben (z.B in einem

geben Sie dies bitte hier an. Teilen Sie auch mit, wie hoch die gesicherte Restschuld ist.
Pfandleihhaus),
Nähere Angaben

@zum Wert des Sicherung sgegenstands machen Sie bitte im Ergänzungsblatt 5 B + 33

60

6l lhre Wohnkosten ergeben sich in der Regel aus lhrem Mietvertrag. Anzugeben sind die darin

ausgewiesene Kaltmiete und die Mietnebenkoste n. Wenn die Nebenkosten nicht gesondert ausgewiesen

werden, isi in der RuLrrik ,,Kaiirnieie" die Gesamim ieie und in der Rubi'ik ,,i.iebenkosten" ein Sti"ich

einzutragen, Wenn neben lhnen weitere Personen Tei le der Miete zahlen, ist neben lhrer Mietzahlung der

Anteil lhrer anzugeben. Eine von lhnen geleistete Mietkaution ist als sonstlger

ZahlungsansPruch + 39 weiter oben zu erfassen

62 Weitere regelmäßige Zahlu ngsverPf I ichtungen sind nur au2uführen, wenn es sich nicht um

unwesentliche Ausgaben im Rahmen der normal en Lebensführung handelt. Anzugeben sind etwa

ov

63

l'.+

\r,jenir Gegenstän,Je irn Wege der Zwangs\,rollstieckung voi'n Gerichtsvollzielicr gepiändei wui^den o'jei'

wenn lhr Lohn oder ronsiigäforOerungän durch eineä Pfändungs- und Überweisungsbeschluss des

Vollstr,eckungsgerichts gep'fanciet wurdä, ist ciies irn Einzelnen hiei- anzi:geben. Die DR-Nr. (das isi das

Aktenzeichei d'es cericniivättiietrerr; eigibt sich aus dem Pfändungsprotokoll, Name und Aktenzeichen

Oäs Voltstreckungsgerichts befindet siöh auf der lhnen zugestellten Ausfertigung des Pfändungs- und

Ü berwei s u n gs [resch I us ses.

Ergänzungsblatt 5 J
(Regelmäßig wiederkehrende Verpflichtungen)

ll/enn sie driiten Pei'sonen tatsächiich iegelmäßigen unterhaii leisien, geben sie hiei .bitte die

personalien der Unterhaltsempfanger, das FamilienvLrhältnis sowie Art r-rnd Höhe der regelmäßigen

Unterhaltsleistung an. Soweit ciie fhptanger eigene Einnahmen haben, ist die HÖhe cjieser Einnahmen -

wenn bekannt - mitzutetlen.

Abzahlungskauf- oder Leasingverträgen sowie Lebens-

und außerlewöhnliche Belastungen (2.8. Mehraufwendungen bei
Verpflichtungen aus
versicherungsbeiträge +
Vorliegen einer Behinderung, rege lmäßige Pflege- und Krankheitsaufwendungen usw )

Ergänzungsblatt 5 K
(Schenkungen und entgeltliche Veräußerungen)

Wenn Sie in den vergangenen vier Jahren Geld- oder Sachgeschenke von nicht geringem Wert gemacht

l.'äijöÄ,*Jiö Ääcr, lnien'le6änsuerträiinissLn nicht ats_übliche GelegenheitsoeSchenke (Geburtstags-'

Weihnachtsgeschenke ,s*iä;Löäü;nd *tiisen-Sä r'iei Oen dmpfangör sowie Gegenstand ünd

Wert der Geschenke angeben.

Wenn Sie innerhalb der vergangenen zwei Jahre Gegenstände oder Forderungen, an eine der im

Aiii.äostoimutai im Einzelnen"äuigLtürrrten nahestehenäen Personen veräußert haben, müssen sre

äHä"il;ä#'E*öiaröä, ä"-'i uäiai,aörten cegänstano und den Wert dieses Gegenstandes bzw. der von

INS5H: HinweisblattzudenFormularenfürVerbraucherinsolvenzverfahrenunddasRestschuldbefreiungsverfahren 
(1'21)



lhnen erhaltenen Gegenleistung mitteilen. Wenn lhnen nahestehende personen im Sinne des $ 
.13g InsO

betroffen sind, welche nicht bereits unter der Nummern 2.1 bis 2.6 fallen, geben Sie dies eirischließlich
einer Erläuterung des Verhältnisses zu lhnen unter Nr. 2.7 an.

Anlage 6
(Gläubiger- und Forderungsverzeich nis)

65 ln dem Gläubiger- und Forderungsverzeichnis müssen Sie aile lhre Gläubiger mit allen gegen Siegerichteten Forderungen aufführen. Dabei genügt hier die Kurzbezeichnung des Gläubigers; die
vollständigen Angaben zu den Glä ubigern müssen Sie im Allgemeinen lell des Gerichtlichen
Sch u ldenbe rei n ig u ng spl an s + 69 erfassen. Achten Sie bitte darauf, dass die lfd. Nr. des Gläu bigers im
Schulden bereinigungsplan und im Gläubi gerverzeichnis jeweils übereinstimmt.

66

67

Zu jedem Gläubiger mussen Sie die Forderungen erfassen, die gegen Sie geltend gemacht werden, auch
wenn sie eine Forderung für unbegründet halten. Wenn ein Gläubiger mehrere röchtlich selbständige
Forderungen gegen Sie geltend macht, ist jede Hauptforderung-in eine neue Zeile nach folgendem
Beispiel einzutragen:

Die einzelnen Forderungen sind nach dem Betrag der Hauptforderung, den hierauf beanspruchten
Zinsen und den vom Gläubiger.geltend gemachten Kosten au2uschlüsseln. Bei der Berechnung der
Zinsen sollte möglichst für alle Gläubiger ein einheitlicher Stichtag zugrunde gelegt sein. Der Tag, 6is zu
dem die Zinsen berechnet sind, ist anzugeben. Wenn sie Oiä fdrOerun ö gin oder teilweise für
unbegründet halten, können Sie dies in der Spalte ,,Forderungsgrund" anmerkänl ln der letzten Spalte ist
die Summe aller Forderungen eines Gläubigers einschließliöh-aller Zinsen und Kosten anzugeben

Die zweite Seite des Gläubiger- und Forderungsverzeichnisses müssen Sle bei einem handschrifilichen
AusfÜllen wegen der darauf befindlichen Versicherung nach $ 305 Abs. 1 Nr. 3 lnsO auch einreichen,
wenn alle Angaben zu Gläubigern und Forderungen auf der ersten Seite platz finden. Sollten mehr als 26
Forderungen einzutragen sein, kann die erste Seite des Verzeichnisses kopiert und eingelegt werden.
Wenn das Formular til dg* Computer ausgefüllt wird, dürfen hier nach nüme6ung des
Dokumentschutzes Zeilen eingefügt oder gelöscht werden.

Anlage 7
(Schuldenbereinigungsplan für das gerichtliche Verfahren - Allgemeiner Teil)

per gerichtliche Schuldenbereinigungsplan enthält lhre Vorschläge zu einer einvernehmlichen
Einigung mit lhren Gläubigern wenlr daa Gericht eine sotche Einiqün.g iüräcigriöÄ näli,''o-idnät es oieDurchfuhrung des gerichtlichen SchuldenbereinigungsplanverräÄienJ an. Es verziähtei 

-auf 
dleDurchlührunq' wenn eine Einigung unwahrscheinlicliist.-Vor der Entscheidung des Ceiicfrts äifralten SieGelegenheit 7ur Stellungnahmä

Eine Annahme des Schuldenbereinigungsplans im gerichtlichen Verfahren ist auch nach demscheitern eines inhaltsgleichen -a.ußerge-richäichen .Einiguig;täiöüiÄ; mogriCh, weii im leiiäntticnenVerfahren das schwei!9n oeL-c{aiubiler äG 2ü!timmirn_s"l;0L?Ä'Flan [iri. baJö.jiiör'[rärÄ zudemdie Einwendunqen einälner Glaubigeräut-Antrag eines ciaiu-oi[öl; 
'düi;h"örnä 

2i,r]iä'iü"g ärsetzten,wenn die Mehrlieit der Gläubigerteri ptaÄ zugöstimmt hat und die zustimmenäenbläünigei rie-hr ats oieHälfte der Summe der gesamtän Forderungen äuf sich vereinigön. 
- -- --

Sie müssen in der Kopfzeile des Schuldenbereinigungsplans lhren Namen und lhre vollständigeAnschrjft einsetzen, weil der .angenommene Schuldänbäräinigungiöian wie ein-Grichti'lcrrer.'üergfÄtöÄ
einen Vollstreckungstitel darstellt, in dem die Beteiligten vottsiäÄärg d.fäsit sein müssen

Als Datum des SchuldelbglgiliSyry,splans setzen Sie bitte zunächst das Datum des lnsolvenzantragsein wenn sie im Verlauf des se-richliihen Verfahrens einenlää;d;hä;SJnüioö"6diöüiiünssprrn
einreichen, ist hier jeweils das Dätum der aktuellen Fassung einzüsetzen.

68

tfd
Nr

Name des
Gläubiqers Hauptforderung Zinsen

Höhe bis zum
Kosten Forderungsgrund Summe aller

Forderunqen
1 Mustermann 12.600,00 504,00 18.1 .14 366,00 Vertrag vom

6.000,00 Schadensersatz wegen .. 19.470,00
2 Musterfrau GmbH 3.000,00 66,00 18 1.14 15,00 Warenlieferung vom .. 3.081,00
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70

71

dass lhren Gläubigern außer dem Plan nur die.Vermögensübersicht t^Y99s]9ll!,Y!ld,-iP-1"tt sich alle
wesentlichen lnfoimationen zu lhren Verbindlichkeiten auch aus dem Plan ergeDen solllen-

Jeder lhnen bekannte Gläubiger ist mit seiner vollständigen, zustellungsfähigen Anschrift und, sowett

- etwa bei Gesellschaften (dmbH, KG usw.) oder bei Minderjährigen - geboten, unter _Angabe des

gesetzlichen Vertreters aniugeben. Die Angabe von Postfachanschriften ist nicht zulässig. Wenn

lhnen ein Verfahrensbevollmaöhtigter des Glaubigers bekannt ist, können. Sie diesen gleichfalls hier

ängeoen. Die Gläubiger sind fortlaufend zu nummelieren. Aus Gründen der Übersichtlichkeit empfiehlt es

,i"-n, Oi" Gläubiger iri alphabetischer Reihenfolge zu sortieren. Zu jedem Gläubrger ist die Gesamthöhe

seiner Forderungen so*iu deren prozentualer Anteil an der Gesamtverschuldung mitzuteilen'

Bitte hten Sie darauf, dass Sie die Nummerierung auch im u nd F orderu n gsverzeichn is

rrnd irn Beson deren Teil des Schuiden berelnlgungsplans + einheit!ich t,enn endsn.

Geben Sie in dem Zahlungsplan nach der lfd. Nr. aus dem Allgeneinen Tei! des

Sch uldenbe rei nig ung sPl ans + 69 und der Kuzbezei chnung des Gläubigers die Forderungen des

Gläubigers, wie im Gtäubiger- und Forderungsverzeichnis c) erläutert, jeweils nach HauPt-

forderung, Zinsen und Kosten aufgeschlüsselt an. Die Aufschlüsselung dient hier zur lnformation der
zugestellt wird. Geben Sie bitte
rch eine Lohnabtretung, eine

Anlage 7 A
(Schuldenbereinigungsplanfürdasgericht|icheVerfahren

Besonderer Teil - Musterplan mit Einmalzahlung oder iesten Raten;

Den Musterplan mit Einmalzahlung bzw. festen Raten kÖnnen Sie verwenden, wenn Sie lhren
-iauolgei-n eine einmalige odei.mehi.eie i'egelmäßige (meistmonatliche) Zahlungen anbieten Bitte geben

Si" in ä"t dem eigenliähen Zahlungsplan-vorangästellten Rubrik zunächst lhre Gesamtverschuldung

(die Summe allertorderungen lhre-r'GlarOiger äus dem Gtäubiger- und Forderungsvezeichnls), den

öesalntreguiierungsbetrag*1Oiu Sr*n''ie aller im Plan angebotenen Zahlungen) sow'ie die sich hieraus

ergebendjGesamtlregulieiungsquote an. Bei Ratenzahlungen geben Sie bitte auch an, wie hoch die

mönagiche Gesamtrate (die Summe lhrer monatlichen Zahlungen) ist

Für die Durchführung des Plans besonders wichtig ist die Angabe der Anzahl der Raten' der

Zänlungsweisc und däs Zanlungsbeginns. Auch Sonäerzahlungen, die Sie zusätzlich..zu den regulären

Ratenzählungen leisten wollen, sinO frier genäu zu bezeichnen. Wettrt tJiese Angaben für alle G.lliubiger

in gleicher" rÄ,eise gelten, machen Sie die Angaben bitte nur in der hiei'für vorgesehenen allgemein

güiitig"" Rubrik ,,Zahlungsweise und Fälligkeit". Nur wenn für einzelne Gläubiger unterschiedliche

ääg*jrng"n gelten sollenlmüssen Sie die Spalte,,Zahlungsweise und Fälligkeit" für diese Gläubiger

ausfüllen.

Bitte beachten Sie bei der Bestimmung des Zahlungsbeginns, dass Sie die Zahlungen erst aufnehmen

können, wenn das Gericht die Annahmä des Schuldänbeieinigurngsplans festgestellt hat. Es empfiehlt

iiCn O"f,ur, für den Beginn der Zahiungen keinen festen Zeitpunkt, sondern eine auf die Annahme des

Schuldenbereinigungiplans bezoge-ne Regelung vorzusehen (z-8.: ,,monatllch zum s Werkiag'

erstrnals in dern aüf die ieststellung der,Annal.,me des Schuldenber"einigungsplans folgenden Monat")

übrigen Gläubiger, denen das
aUch an, ob die Forderung

g Dritter'). Wenn dies der Fall
Sicherungsübereignung, ein Pfandrecht oder eine Eiirncnhaftev, Yvvt rer I ndor f\/lithaftr rn

isi, müssen Sie in den Ergänzenden Regelungen

Sicherungsrechte von dem Plan berührt werden
(Anlage 7 B) 4 72 angeben, inwieweit diese

Aus Grunden der Einheitlichkeit und Übersichtlichkeit sind auch im schuldenbereinigungsplan mehrere

1."it,tti"tr selbständige iauptforderungen eines Gläubigers getrennt aufzuführen. Entsprechend ist die

Höhe der Einmalzahlung oder RatJtrir jede Fordeiung gesondert anzugeben Auch kann die

nÄgulierungsquote (der" prozentuale nntöit atter von lhnen angebotenen Zahlungen an der

CäiamtforOärung des btaunigers; bei mehreren Hauptforderungen eines Gläubigers untersciriedlich sein

t"i*ä *"g.n nui teilweise beitehender Sicherungsrechte oder bei einer Forderung, deren Berechtigung

Sie nicht oder nur teilweise anerkennen)

Anlage 7 A
(SchuIdenbereinigungsp!anfürdasgerichtliche-Verfahren

Besonderer Teil - Musterplan mit flexiblen Raten)

Bitte geben Sie beim flexiblen Plan zunächst lhre Gesamtverschuldung (die Summe aller Forderungen

lhrei.Cläubigei. aus dern Gläubiger unC Forderuig",eää,cnnisl !or'''lä Ce-n lerzeit pfändbaren Tei! lhies

Einkommens an.

Gläubiger- und Forderungsverzeichnis nicht

des Giäubigers gesicheri ist (2.8. du

INS 5 H: Hinweisblatt zu den Formularen fürverbraucherinsolvenzverfahren und das Restschuldbefreiungsverfahren (1.21)
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Forderung
Pfandrecht

läu rs

Für .die Durchführung des Plans besonders wichtig ist die Angabe der Gesamtlaufzeit des Plans, der
Zahlungsweise und des Beginns.der _Laufzeit,Wgnn diesdAngaben für alle Gläubiger in gleicher
Weise gelten, .machen gig..9l{Al.Su.qen bitte nur in der hierfür vorg"esehenen attgemein güitigän-Ruurir
,,Zahlungsweise und Fälligkeit'i Nur wenn für einzelne Gläubigör unterschiedlicne neöeiuÄqen gelten
sollen, müssen Sie Spalte ,,2ählungsweise und Fälligkeit" für diese ölaubiger ausfullen.

Bitte beachten Sie bei der Bestimmung des Beginns der Laufzeit, dass Sie Zahlungen erst aufnehmen
können, wenn das Gericht die Annahmä des Sch_uldenb_ereinigungisplans testgeiieitt rrät. ri ämpnerrrt
sich daher, für den Beginn der Laufzeit keinen festen Zeitpun-kt, SonOern eine'auf die Annahme des
schuldenbereinigungsllans ..bezogene Regelung _vorzusehen (2.8.: ,,monatlich zum 3. Werktag,
erstmals tn dem auf die Feststellung der Annahme ded Schuldenbereinigungsplans folgenden Monat").

Geben Sie in dem

des
oder eine rgschaft

(Anlage
ü

Erg änz ende n Rege I u ngen
berührt werden.

Sodann sind die Forderungen .des. Gläubigsrs, wie im Gläubiger- und Forderungsveneichnis + @erläutert, jeweils nach Hauptforderung, 2insen und Kostän aufgeschlüssöft anzuqöbän. Dl6
Aufschlüsselung dient hier zur lnformätion der ubrigen Gläubiger,- denen das GläLibiger- und
Forderungsverzeichnis nicht zugestellt wird.

Aus Gründen der Einheitlichkeit und Übersichtlichkeit sind auch im Schuldenbereinigungsplan mehrere
Forderungen eines Gläubigers getrennt aufzuführen. Auch kann der Anteil dö öläubiqers am
fqh!!,gtlq-s bei mehreren Häuptfoiderungen eines Gläubigers unterschiedlicrr sein letwä wö9en nur
terlwelse bestehender Sicherungsrechte oder bei einer Fordelung, deren Berechtigung Sie nicht öder nur
teilweise anerkennen).

(sch u rden b"r"i n is u nsSllffri: gerichu iche Verfah ren
Besonderer Teil - Ergänzende Regelungen)

W9,ll fgrd"rungen der Gläubiger gesichert. s_!nd (a,9 _durch eine Lohnabtretung, eine
Pl9!?lul.qsqpereigrrung, ein Pfandrecht, eine Bürgschaft oder'Mithaftung_Dritter). müssen Sie hiei regetn,
inwieweit diese Sicherurygs.rechte vg1 d9m PIan berührt werden. Sie Xorinen hier z.B. bestimäen,dass während der Lau.fieil_. alle Pfändungsmaßnahmen und Abtretungen rutren unO nacli
v.ollsländiger Erfüllung des Plansyegfallen.-Auch können Sie regeln, ob unO"in *eürrem ümf"ng d-iä
Mithaftung anderer Personen (2.8. Bürgen) entfallen soll.

Wenn gegen Sie die Zwangsvollstreckung betrieben wird und das Gericht im Anschluss an lhren
lnsolvenzantrag die Zwang_süollstreckung- vorläufig einstetlt, sollten Sie nier auin- ieq;tn, oo oievorläufig nicht an die Gläubiger, ausgezahlten -Pfandungsbetrage beim zulijnOeiömnien des
9_"1V,1,1"f!qpinrgugsplans.an die Pfändungsgläubiger ausgetänrt ooär im RahmGn üei-2äÄlungspräni
anterlrg an die Gläubiger verteilt werden sollen.

Ob und in welchem Umfang. Sie darüber hinauF ergänzende Regelungen in lhren Schulden-
bereinigungsplan aufnehmen, ist lhnen überlassen. üner äie vielfältigen -Gesta]tungsmoqliöhkeiten 

kann
Sie die Person oder Stelle beraten, die den außergerichtlichen Schulde"nOereiniqunqs"versutfr-Oeöteitet nat.
ln Betracht kommen insbesondere verschlechterüngs- oder Besserungsrtau"seti, oie öinerleits Sie bei
g,lgt Y,gf"hlechterung lhrer wirtschaftlichen Situatioln davor schützen, Thre ZahlungsverpfliChtuÄgen ausdem Plan nicht mehr erfüllen 

- 
zu können, andererseits den Gläubigern das neönt g'eOen, bäi einer

{9u]!i9le1 Besserung lhrer Vermögensv_erhältnisse eine nnpassun"g der ZahlLrngefi-!ü 'uärrangeÄ.
slnnvoll im Hinblick auf -die mögliche Zustimmungsersetzr.ing du-rch das lnso-lvenzqericht känndarüber hinaus die Aufnahme -einer VerfallKau6d sein, 'wonach die Cesämttorüöiung lhrer
Gläubiger für den Fall, dass Sie lhre Zahlungspflichten aus dem Plan nicht erlulleni unter
bestimmten Voraussetzungen wieder in voller Höhd äuflebt.

(s-ch u I d e n b" r" i n i s u n s $'lll ?r9r If s e ri c h fl i c h e Ve rf a h re n
Erläuterungen zur vorgeschlagenen Schu ldenbereinig ung)

Die Erläuterungen zur vorgeschlagenen Schuldenbereinigung sind kein notwendiger Bestandteil
des Schuldenh_ereinigungsplans. Sie dienen dazu, einzelnb Regelungen des Schuldänbereinigungs-
plans für _die Gläubiger verständlich zu machen. So kann es sich beispielsweise empfehlen, äie
quotenmäßige Besserstellung eines Gläubigers zu erklären, um Einwendungen der schlechter gestellten
Gläubiger entgegenzuwirken.

INS 5 H: Hinweisblatt zu den Formularen fiir Verbraucherinsolvenzverfahren und das Restschuldbefreiungsverfahren (.1 .21)
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Merkblatt zum Verbraucheri nsolvenzverfah ren
(für Verfahren, die ab '1. Januar 2021 beantragt werden)

Die lnsolvenzordnung sieht eigene Regelungen für das Verbraucherinsolvenz- und
Restschuldbefreiungsveffahren vor. Die Durchführung des Verbraucherinsolvenzverfahrens können
nur natürliche Personen beantragen. Diese dürfen zum Zeitpunkt der Antragstellung keine
selbstständige wirtschaftliche Tätigkeit mehr ausüben. Waren sie vormals wirtschaftlich selbstständig
tätig, dürfen sie nicht mehr als 19 Gläubiger haben und es dürfen keine Verbindlichkeiten bestehen, die
aus Arbeitsrechtsverhältnissen herrühren.

Ziele des lnsolvenzverfahrens sind die bestmögliche Befriedigung der Gläubiger und die Gewährung
der Chance für den redlichen Schuldner auf wirtschaftlichen Neuanfang durch Restschuldbefreiung.

Das Verfahren gliedert sich in drei Stufen:

Stufe 1 : Außergerichtliches Schuldenbereinigungsverfahren

Stufe 2: Gerichtliches Schuldenbereinigungsverfahren

Stufe 3: Verbraucherinsolvenzverfahren mit Restschuldbefreiung nach gesetzlicher
Wohlverhaltensperiode

Die Stufen 2 und 3 werden nur durchgeführt, falls das VerJahren in der jeweils vorhergehenden Stufe
scheitert.

Stufe 1

Au ße rge ric htl ich es Sc h u ld e n be rei n i g u n gsve rf a h re n

1. Während der Stufe t hat der Schuldner, der einen lnsolvenzantrag stellen will, auf der Grundlage
eines Plans eine außergerichtliche Schuldenbereinigung mit den Gläubigern zu versuchen. Die
außergerichtliche Schuldenbereinigung soll der Schuldner nicht allein vornehmen, sondern sich
hierfür an eine geeignete Person oder Stelle wenden.

2. "Geeignete Personen" für die Beratung des Schuldners srnd von Berufs wegen insbesondere
Rechtsanwälte, Rechtsbeistände, Notare und Steuerberater. "Geeignete Stellen" sind im Freistaat
Sachsen jene, die gemäß dem Gesetz zur Ausführung des $ 305 lnsolvenzordnung (lnsO) von der
Landesdirektion Sachsen als solche anerkannt wurden. Die Anerkennung in einem anderen
Bundesland steht der Anerkennung im Freistaai Sachsen gleich. Auskünfte erteilt ggf. die
Landesdirektion Sachsen.

3. Die außergerichtliche Schuldenbereinigung muss auf der Grundlage eines Plans versucht werden,
an den bestimmte Anforderung zu stellen sind. Der Schuldner hat in diesem Plan seine
Einkommens- und Vermögensverhältnisse darzulegen und einen konkreten Vorschlag zur
Schuldenbereinigung zur unterbreiten. Die Ausgestaltung dieses Vorschlags im Einzelnen steht
ihm frei. Demnach kann im außergerichtlichen Schuldenbereinigungsplan alles geregelt werden,
was rechtlich zulässig ist. Der Vorschlag muss zumindest einen Zahlungs- und Tilgungsplan
enthalten. Ferner muss für jeden Gläubiger erkennbar sein, in welcher Höhe und zu welchem
Zeitpunkt seine Forderung bedient werden soll, das heißt, inwieweit ihm der Schuldner z.B. eine
Ratenzahlung, eine Stundung oder einen teilweisen Erlass der Forderung anträgt. Nicht
ausreichend ist beispielsweise lediglich ein kurzes Telefonat mit den Gläubigern mit der
allgemei nen Anfrage, ob Bereitsch aft zur Sch ulden reg ulierung besteht.

Auch muss der Plan Auskunft darüber geben, ob gegen den Schuldner bereits
Zwangsvollstreckungsmaßnahmen bestehen. Dabei ist bereits in dieser Verfahrensphase zu
beachten, dass im Fall der Eröffnung des Verbraucherinsolvenzverfahrens (Stufe 3) zuvor erfolgte
Gehaltsabtretungen und -verpfändungen unwirksam werden.

Schließlich sollten im Plan Regelungen für den Fall der Veränderung der wirtschaftlichen Umstände
des Schuldners (2.8. Krankheit, Arbeitslosigkeit, Familienzuwachs) Aufnahme finden, da diese
Anderungen dazu führen können, dass der ursprüngliche Plan vom Schuldner nicht mehr erfüllt
werden kann.

Der Plan, bei dessen Erstellung die geeignete Person oder Stelle behilflich sein wird, muss den
Gläubigern zur überprüfung und Stellungnahme zugesandt werden.

lNs 5 M nF: Merkblatt zum Verbraucherinsolvenzverfahren ab 1. Januar 202i (221)
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4. Für die außergerichtliche Schuldenbereinigung fallen naturgemäß keine Gerichtsgebühren an. Die
genannten Schuldnerberatungsstellen bieten ihre Mithilfe in der Regel kostenfrei an. Bei der
Inanspruchnahrne eines Angehörigen der reehtsberatenden Berufe entstehen Gebühren. Diese

können u. U. im Wege der Beratungshilfe nach dem Beratungshilfegesetz, für deren Bewilligung
die Amtsgerichte zuständig sind, übernommen werden. Eine vorherige Anfrage bei der Stelle oder

Person, welche in Anspruch genommen werden soll, erscheint ratsam'

5. Für den Schuldner ist eine außergerichtliche Einigung vorleilhaft, weil das lnsolvenzverfahren mit

erheblichen Verfahrenskosten verbunden ist, der Schuldner seine pfändbaren Einkommensteile

abführen muss und ihn Auskunfts- und Mitwirkungspflichten gegenüber dem lnsolvenzgericht und

dem Treunändei' ii'etTen. Wäni"encj der Wohivei'haiiensperiocje hai dei" Schuidnei' zahireiche

Obliegenheiten zu beachten, deren Erfüllung der Treuhänder auf Weisung der

Gläubigerversammlung zu überuvachen hat, bei deren Verletzung die Restschuldbefreiung auf

Gläubigerantrag versagt werden kann, auch wenn der pfändbare Einkommensteit des Schuldners

schon jahrelang vom Treuhänder an die Gläubiger verteilt wurde'

Für Gläubiger ist eine außergerichtliche Einigung vorteilhaft, weil sie sich nach Scheitern eines

Schuldenbei'einigungsplans schon wiedei' auf ein Schuldenbereinigungsplanvei{'ahren unter

Gerichtsbeteiligung einlassen müssen, dessen Basis gerade der abgelehnte

SchuldenbereinigttngsPlan ist

Stufe 2

Geriehtliehes Sehuldcnbereinigungsverfahren

I Führ1 das außergerichtliche Schuldenbereinigungsplanverfahren (Stufe 1) zu keinem Ergebnis,

beispielsweise wenn ein Gläubiger die Zwangsvollstreckung betreibt, nachdem die Verhandlungen
übei.die außergei'ichtliche Schuidenbereinigung aufgenommen wurelen (S 305 a lnsO), kann der

Schuldner bei Gericht schriftlich den Antrag auf Eröffnung des lnsolvenzverfahrens stellen. Der

Antrag kann auch noch gestellt werden, wenn zuvor ein Gläubiger die Eröffnung des

!nsolr-renzr.rerfahrens gegen den Schuldner beantragt hat ($ 306 Abs. 3 lnsO). Für den

lnsolvenzantrag ist das Amtsgericht am Sitz des Landgerichts zuständig, in dessen Bezirk der
Schuldner wohnt.

2. Gleichzeitig mit clem Antrag hat cler Schuldner folgende Unterlagen und Erklärungen bei Gericht

einzureichen:

a) Beseheinigung einei'geeigneten Person oder Sielle auf der Grundlage persönlicher Ber"atung und

eingehender Prüfung der Einkommens- und Vermögensverhältnisse des Sehuldners, aus der sich

ergibt, Oass eine außergericntiiche Einigung mit den Giäubigern über die Schuidenbereinigung auf

der Grundlage eines Schuldenbereinigungsplans innerhalb der letzten sechs Monate vor den:

Eröffnungsantrag erfolglos versucht worden ist (Stufe 1).

b) Plan für den außergerichtlichen Einigungsversuch und die wesentlichen GrÜnde fÜr sein Scheitern.

c) Antrag auf Erteilung der Restschuldbefreiung nebst Abtretung des pfändbaren Teils des laufenden
r:-r-^--.^-^,-- L-.., r-l.l:-..-^ l-^- ^l-^ --!-!^^ ^:^Lr L^-^+'-^....^-l^- ^^ll
=inäOn"i!-ngi'iS !ZvV. -fi:!aiL!ilg, u=S- -iii= rui!,ilE ilrurr! uE4!tiiaiJi vvEluErr DUil.

ein Verzeichnis des vorhandenen Vermögens und des Einkommens (Vermögensverzeichnis), eine

Zusammenfassung des wesentlichen lnhalts dieses Verzeichnisses (Vermögensübersicht), ein

Verzeichnis der Gläubiger und ein Verzeichnis der gegen ihn gerichteten Forderungen, ferner die

Erklärung, dass die in den Verzeichnissen und der Vermögensübersicht enthaltenen Angaben
richtig und vollständig sind.

gerichtlicher Schuldenbereinigungsplan.

lm lnteresse eines geordneten und zügigen Vedahrensablaufs rnüssen fiir den vorgenannien
Antrag und die Erklärungen die hierzu gesetzlich zugelassenen Formuiare verwendet werden.

Diese sind im lnternet unter https:/iwvirw.justiz.sachsen.de/content/formulare.htm erhältlich. Die

Verwendung anderer Formulare ist unzulässig und führt zur Verwerfung des Antrages.
Der Antrag nebst Anlagen ist gewissenhaft zu erstellen, da bei Unvollständigkeit der Angaben
(sofern sie nicht auf entsprechende gerichtliche Aufforderungen unverzüglich ergänzt werden) der

Antrag als zurückgenommen angesehen werden muss. Die bereits beim außergerichtlichen
Schuldenbereinigungsplanverlai'rren einzusc!'raitencien Persorren oder Stellen werden t>ei dei
Erstellung des Antrages behilflich sein.

d)

e)

iNS 5 ivi nF: Merkbiaii zuni verbraucheiinsoivenzvei'rahi"en ab i. Januar2A2i (2.2ii
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Ein Teil der einzureichenden Unterlagen, konkret

- Vermögensübersicht
- Schuldenbereinigungsplan

ist jedem Gläubiger vom Gericht zuzustellen. Der Schuldner hat daher diese Unierlagen in
ausreichender Zahl bei Gericht einzureichen.

Sofern sich der Schuldner über die gegen ihn gerichteten Forderungen unklar ist, kann er von jedem
Gläubiger kostenfrei eine schriftliche Forderungsaufstellung verlangen. Er hat dabei die Gläubiger
auf das beantragte oder in naher Zukunft beabsichtigte lnsolvenzverfahren hinzuweisen.

4. Der Schuldenbereinigungsplan hat alle Regelungen zu enthalten, die unter Berücksichtigung der
Gläubigerinteressen sowie der Vermögens-, Einkommens- und Familienverhältnisse des
Schuldners zLt einer angemessenen Schuldenbereinigung führen sollen. Soweit dadurch
Bürgschaften, Pfandrechte u.a. Sicherheiten der Gläubiger berührt werden, ist dies anzugeben.
Welche Maßnahmen der Schuldner zur Durchführung der Schuldenbereinigung vorschlägt, steht in
seinem Ermessen. Dabei können Dritte, die den Schuldner unterstützen wollen (2.8. Ehepartner,
Verwandte oder Freunde), mit einbezogen werden.

lm Übrigen gelten die Hinweise zu dem im außergerichtlichen Schuldenbereinigungsverfahren
(Stufe'1) aufzustellenden Plan (dort Nr.3) entsprechend. Bei dem in Stufe 2 vorzulegenden
Schuldenbereinigungsplan handelt es sich um einen selbstständigen Vorschlag gegenüber dem in
Stufe 1 verwendeten Plan, jedoch kann er daran angelehnt werden. Es sollten ggf. mittlenrueile
eingetretene Veränderungen angegeben werden.

Bei Vorliegen sämtlicher erforderlicher Unterlagen ordnet das Gericht entweder nach Anhörung des
Schuldners die Fortsetzung des Verfahrens über den Eröffnungsantrag an, wenn nach der freien
Überzeugung des Gerichts der Schuldenbereinigungsplan voraüssichtlüh nicht angenommen wird
oder es führt das gerichtliche Schuldenbereinigungsplanverfahren durch (Stufe 2). Das
Antragsverfahren ruht dann bis zum Abschluss des gerichtlichen Schulden-
bereinigungsplanverfahrens (das gilt auch für einen zuvor vom Gläubiger gestellten lnsolvenz-
antrag).

Das Gericht kann bereits in dieserVerfahrenslage Sicherungsmaßnahmen (2. B. Ver-fügungsverbot
oder Einstellung der Zwangsvollstreckungsmaßnahmen) anordnen, um eine nachteilige
Veränderung der Vermögenslage des Schuldners zu verhindern. Das lnsolvenzgericht stellt die
Vermögensübersicht und den Schuldenbereinigungsplan an alle vom Schuldner benannten
Gläubiger zur Stellungnahme binnen eines Monats zu und weist diese darauf hin, dass die übrigen
Verzeichnisse beim lnsolvenzgericht zur Einsicht niedergelegt sind. Erhebt innerhalb der
genannten Frist kein Gläubiger Einwendungen gegen den Schuldenbereinigungsplan, so gilt er als
angenommen. Anders als bei der außergerichtlichen Schuldenbereinigung (Stufe 1) wird beim
gerichtlichen Einigungsversuch (Stufe 2) das Schweigen eines Gläubigers als Zustimmung zu dem
ihm zugestellten Schuldenbereinigungsplan gewertet, weshalb die Gläubiger ein starkes
Eigeninteresse an der Mitwirkung an dem Verfahren haben müssen.

Der angenommene Schuldenbereinigungsplan hat die Wirkung eines gerichtlichen Vergleiches und
ist damit Vollstreckungstitel für die Gläubiger nach $ 794 Abs. 1 Nr. 1 ZPO. Den Gläubigern ist eine
Ausfertigung des Schuldenbereinigungsplanes zusammen mit dem Bestätigungs-beschluss
zuzustellen. Der Schuldner hat nicht mehr die ursprünglichen Forderungen der Gläubiger zu
erfüllen, sondern nur noch die im Schuldenbereinigungsplan aufgeführten Verbindlichkeiten.

Dies gilt allerdings nur für die im Plan berücksichtigten Forderungen. Gläubiger, die vom Schuldner
nicht benannt wurden und sich deshalb nicht am gerichtlichen Schuldenbereinigungsverfahren
(Stufe 2) beteiligen konnten, können ihre Forderungen in voller Höhe gegen den Schuldner geltend
machen.

Das Gericht kann die Zustimmung einzelner Gläubiger zum Schuldenbereinigungsplan trotz deren
Zustimmungsvenrveigerung auf Antrag eines Gläubigers oder des Schuldners ersetzen, wenn
nach Köpfen und Forderungssumme mehr als die Hälfte der Gläubiger dem Plan zugestimmt haben
und
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b) der die Zustimmung verweigernde Gläubiger gegenüber anderen Gläubigern oder im Vergleich zu
einem durchgeführten lnsolvenzverfahren mit Restschuldbefreiung (Stufe 3) nicht benachteiligt
rlirÄ

Das gerichtliche Schuldenbereinigungsverfahren muss daher nicht an der Ablehnung des Plans

durch einzelne Gläubiger scheitern.

6. Das gerichtliche Schuldenbereinigungsverfahren ist kostenpflichtig. Die Höhe der Gerichts-
gebühren hängt von dem zu verteilenden SchuldnervermÖgen ab.

Stufe 3

Verbraucherinsoivenzverfahren unci Restschulcibeireiung nach gesetziicher
Wohlverh altensperiode

1. Scheitert auch das gerichtliche Schuldenbereinigungsver-fahren (Stufe 2) oder wird von der

Durchführung des gerichtlichen Schuldenbereinigungsverfahrens abgesehen ($ 306 Abs. 1 Satz 1

lnsO) wird das ruhende Antragsverfahren wieder aufgenommen. Das Gericht muss nun prüfen, ob

es dem Antrag auf Eröffnung des Insolvenzverfahrens stattgibt. Voraussetzung dafür ist, dass das

Schuldnervermögen zur Deckung der Verfahrenskosten ausreicht, ein ausreichender Geldbetrag
vorgeschossen wird oder die Kosten nach $ 4 a lnso gestundet urerden. Die Verfahrenskosten
setzen sich im Wesentlichen aus den Gerichtskosten sowie der t/ergütung und den A.uslagen des

Insolvenzveiwaliers bzw. Ti'euhänders zusammen. Die Höhe dei' Gebühren und der Vergütung des

lnsolvenzvenrualters bzw. Treuhänders hängt wiederum vom Wert des Schuldnervermögens ab.

2. Falls die Verfahrensvoraussetzungen vorliegen, eröffnet das Gericht das

Verbraucherinsolvenzverfahren, welches in der Regel schriftlich durchgeführt wird, und bestellt

einen insoivenzverwaiter. Dieser hat ciie insoivenzmasse zu verwerten.

Unter lnsolvenzmasse wird das gesamte pfändbare Vermögen verstanden, welches dem

Schuldner zur Zelt der Eröffnung des Verfahrens gehört und das er während des Vedahrens
erlanqt. Nicht dazu gehören unpfändbare Gegenstände, wie z.B. die notwendigsten

Einrichtungsgegenstände sowie die vom Schuldner zur Berufsausübung benötigten Gegenstände.

lst der Sehuldner selbständig, hat er den Verwalter unverzüglich darüber zu informieren.

übt der Schuldner eine selbständige Tätigkeit aus, obliegt es ihm, die lnsolvenzgläubiger durch

Zahlungen an den Treuhänder so zu stellen, wie wenn er ein seiner beruflichen Qualifikation,
A.usbildung und Ei'fahrung angemessenes Dienst- oder Ai'beitsverhältnis eingeganEen wäi'e,
g 295a lnsO. Die Zahlungen sind kalenderjährlich bis zum 31. Januar des Folgejahres zu leisten.

3. M1 der Eröffnung des lnsolvenzverfahrens entscheidet der Richter über die Zulässigkeit des

Antrages auf Restschu ldbef reiung.

Dieser ist unzulässig, 'vvenn der Schuldner

- in den letzten drei Jahren vor dem Antrag auf Eröffnung des lnsolvenzvedahrens oder nach

ciiese+r Ani,ag iie Resissi'rLricii:efreiurig ver'sagt i:ekcrrrtiielr hat, weii er seii"ie Ä.uskur-rfis- uird

Mitwirkungspflichten vorsätzlich oder grob fahrlässig verletzt oder in den vorzulegenden
Erklärungen und Verzeichnissen unrichtige oder unvollständige Angaben gemacht oder seine

Erwerbsobliegenheit verletzt und dadurch die Befriedigung der lnsolvenzgläubiger
beeinträchtigt hatte,

- in den letzten elf Jahren vor dem Antrag auf Eröffnung des lnsolvenzverfahrens oder nach

diesem Antrag bereits Restschuldbefreiung erhalten hat oder ihm diese in den letzten fünf

Jahren vor dem Antrag auf Eröffnung des lnsolvenzverfahrens oder nach diesem Antrag gem.

$ 2 7 insO versagt worden ist.

Die Restschuldbefreiung kann auf Antrag eines lnsolvenzgläubigers versagt werden, wenn der

Schuldner:

- in den letzten fünf Jahren vor dem Antrag auf Eröffnung des lnsolvenzverfahrens oder nach

diesem wegen einer lnsolvenzstraftat rechtskräftig zu einer Geldstrafe von mehr als 90

Tagessätzen oder einer Freiheitsstrafe von mehr als drei Monaten verurteilt worden ist,

- in den letzten drei Jahren vor dem Antrag auf Eröffnung des lnsolvenzverfahrens oder nach

diesem falsche Angaben über seine wirtschaftlichen Verhältnisse gemacht hat, um Kredite zu

erhalten, Leistungen aus öffentlichen Kassen zu beziehen oder Leistungen an öffentliche
Kassen zu vermeiden,
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- in den letzten drei Jahren vor dem Antrag auf Eröffnung des lnsolvenzverfahrens oder nach
diesem unangemessene Schulden gemacht oder Vermögen verschwendet hat,

- Auskunfts- und Mitwirkungspflichten verletzt hat,
- in den vorzulegenden Erklärungen und Verzeichnissen unrichtige oder unvollständige Angaben

gemacht hat oder
- seine Erwerbsobliegenheit verletzt und dadurch die Befriedigung der lnsolvenzgläubiger

beeinträchtigt hat.

4. Mit der Erötfnung des lnsolvenzverfahrens beginnt die Laufzeit der Abtretungserklärung
(Abtretungsfrist). Die Abtretung erfolgt für die Dauer der in S 287 Abs. 2 Insolvänzordnung
festgelegten Abtretungszeit. Diese sogenannte Wohlverhaltenszeit beträgt grundsätzlich drei
Jahre. Die Abtretungszeit kann fünf Jahre betragen, wenn der Schuldner bereits
Restschuldbefreiung nach drei Jahren erlangt hatte.

5. ln der Zeit zwischen Aufhebung bzw. Einstellung des lnsolvenzverfahrens und Ende der
Abtretungsfrist hat der Schuldner folgende Pflichten (Obliegenheiten, gS 29S,2gS a lnsO):

- Der Schuldner muss eine angemessene Erwerbstätigkeit ausüben und, wenn er ohne
Beschäftigung ist, sich um eine solche bemühen; er darf keine zumutbare Tätigkeit ablehnen.

- ÜOt der Schuldner eine selbstständige Tätigkeit aus, so er hat er die lnsolvenzgläubiger durch
Zahlungen an den Treuhänder so zu stellen, wie wenn er ein angemessenes Dienstverhältnis
eingegangen wäre. Die Zahlungen sind kalenderjährlich bis zum 31. Januar des Folgejahres
zu leisten. Auf Antrag des Schuldners stellt das Gericht den zu zahlenden Betrag fest. Der
Schuldner hat dafür die Höhe der Bezüge, die er aus einem angemessenen Dienstverhältnis
erzielen könnte, glaubhaft zu machen.

- Der Schuldner muss Vermögen, das er von Todes wegen oder mit Rücksicht auf ein künftiges
Erbrecht oder durch Schenkung erwirbt, zur Hälfte des Wertes sowie Vermögen, das er als
Gewinn in einer Lotterie, Ausspielung oder in einem anderen Spiel mit Gewinnmöglichkeit
erwirbt, zum vollen Werl an den Treuhänder herausgeben. Von der Herausgabepflicht sind
gebräuchliche Gelegenheitsgeschenke und Gewinne von geringem Wert ausgenommen. Auf
Antrag des Schuldners stellt das lnsolvenzgericht fest, ob ein Vermögenserwerb von der
Herausgabeobliegenheit ausgenommen ist.

- Der Schuldner muss jeden Wechsel von Wohnsitz oder Beschäftigungsstelle unverzüglich dem
lnsolvenzgericht und dem Treuhänder anzeigen.

- Der Schuldner darf dem Gericht und dem Treuhänder keine von der Abtretungserklärung
erfassten Bezüge, kein Vermögen, das er von Todes wegen oder mit Rticksiöht auf ein
künftiges Erbrecht erwirbt und kein Vermögen, das er als Gewinn in einer Lotterie, Ausspielung
oder in einem anderen Spiel mit Gewinnmöglichkeit erwirbt verheimlichen.

- Der Schuldner muss dem Gericht und dem Treuhänder auf Verlangen Auskunft über seine
Erwerbstätigkeit oder seine Bemühungen um eine solche, sowie über seine Bezüge und sein
Vermögen erteilen.

- Der Schuldner darf Zahlungen zur Befriedigung der lnsolvenzgläubiger nur an den Treuhänder
leisten und keinem lnsolvenzgläubiger einen Sondervorteil verschaffen.

- Der Schuldner darf keine unangemessenen Verbindlichkeiten neu begründen.

Verstößt der Schuldner gegen eine der Obliegenheiten schuldhaft, versagt ihm das Gericht bereits
während der Wohlverhaltensperiode die Restschuldbefreiung, wenn ein Gläubiger dies innerhalb
eines Jahres ab Kenntnis der Obliegenheitsverletzung beantragt. Gleiches gilt, wänn der Schuldner
über die Erfüllung seiner Obliegenheiten keine Auskunft erteilt oder seine Auskunft auf Verlangen
nicht an Eides statt versichert.

Die Tätigkeit des Treuhänders in der Wohlverhaltensperiode wird vergütet. Decken die vom
Schuldner abgeführten Beträge die Mindestvergütung des Treuhändeis (jährlich mindestens
140,00 EUR zuzüglich MwSt.) nicht, kann dies ebenfalls zurVersagung der Restschuldbefreiung
führen, wenn der Schuldner nicht den fehlenden Betrag an den Treuhander zahlt. Dies gilt nich{
sofern Stundung bewilligt ist.

Während der Wohlverhaltensperiode sind Zwangsvollstreckungen durch lnsolvenzgläubiger
unzulässig.
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B Am Ende der Wohlverhaltensperiode efieilt das Gericht dem Schuldner die Restschuldbefreiung,

wenn er die ihn betreffenden Obliegenheiten erfüllt hat. lhm sind damit die zum Zeitpunkt der

Eröf{nung des lnsolvenzve#ahr.ens bestehenden Schulden erlassen, Ausgenommen davon sind

Verbindliöhkeiten aus einer vorsätzlich begangenen unerlaubten Handlung, einer vorsätzlich

pflichtwidrigen Verletzung einer gesetzlichen Unterhaltspflicht oder einer Steuerstraftat des

Schuldners nach den $S 370, 37i oder $ 374 der Abgabenordnung, sgfern der Gläubiger die

entspreclrende FordGruiö unterAngabe dieses Rechtsgruhdes näcli$ 17{Abs.2lnsO angemeldet

hattä; aus Geldstrafen, öeldbußen sowie Zwangs- und Ordnungsgeldern. Ausgenommen sind

ebenfalls Verbindlichkeiten aus zinslosen Darlehen, die dem Schuldner zur Begleichung der Kosten

des I nsolvenzverfah rens gewährt wurden.

Auf Antrag des Schuldners entscheidet das Gericht vorzeitig über die Erteilung der

Restschuld-befreiung, wenn im Verfahren kein lnsolvenzgläubiger eine Forderung angemeldet hat

oder die Forderungän der lnsolvenzgläubiger befriedigt sind und der Schuldner die Kosten des

Verfahrens und die sonstigen Masseverbindlichkeiten berichtigt hat.

Zum Antrag des Schuldners werden die lnsolvenzgläubiger und der lnsolvenzverwalter oder

Treuhänder angehört.

Stellt sich naehträglich heraus, dass der Schuldner während der Wohlverhaltensperiode seine

pflichten vorsatzliCh verletzt und dadurch die Befriedigung der lnsolvenzgläubiger erheblich

beeinträchtigt hat, kann das Gericht auf Antrag eines lnsolvenzgläubigers die Er-teilung der

Restschu ldbefreiun g i nnerhalb eines Jah res danach widerrufen'

Das gleiche gilt auch, wenn der Schuldner

- während der Abtretungsfrist oder nach Erteilung der Restschuldbefreiung wegen einer

lnsoivenzstraftat rechtsiräftig zu einer Geidstrafe von nrehr ais 90 Tagessätzen oder einer

Freiheitsstrafe von mehr als drei Monaten verurteilt worden ist oder

- nach Erteilung der Restschuldbefreiung seine während des Verfahrens obliegenden Auskunfts-

und Mitwirkungspflichten vorsätzlich oder grob fahrlässig verletzt hat.

lm Freistaat Sachsen werden lnsolvenzanträge von folgenden Gerichten bearbeitet:

r-.'-- r --l^^-:^L+^L^-;et. rrnm Amtenaricht
tut LailultEilvtILJU94I^ rv,,' ' slrvYv,.v"t

o

Chemniiz und Zwickau

Dresden und Görlitz

Leipzig

Dresden

Leipzig
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Antrag auf Verfahrenskostenstundu ng
(für Verfahren, die ab dem l.Oktober 2020 beantragt werden)

Antragsteller/-in:

Name, Vorname

Straße

PLZ und Ort

Bitte füllen Sie dieses Formular gewissenhaft und wahrheits-gemäß
aus. Falschangaben können zum Widerruf der Stundung und zu
strafrechtlicher Verfol gung wegen Betruges führen.

I lch bin in den letzten fünf Jahren vor dem Antrag auf Eröffnung des lnsolvenzverfahrens oder nach
diesem Antrag nicht wegen einer Straftat nach den gg 283 bis 283c des Strafgesetzbuches, also
wegen Bankrott, besonders schwerem Bankrott, Verletzung der Buchführungspflicht,
Gläubigerbegünstigung rechtskräftig zu einer Geldstrafe von mehr als 90 Tagessätzen oder einer
Freiheitsstrafe von mehr als drei Monaten verurteilt worden.
Der Strafbefehlsteht einem Urteil gleich. Straferlass nach S 569 SIGB tilgt die Verurteilung nicht.

f ln den letzten elf Jahren vor meinem Eröffnungsantrag oder danach ist mir weder die Rest-
schuldbefreiung erteilt noch in den letzten fünf Jahren vor dem Antrag auf Eröffnung des
Verfahrens oder nach diesem Antrag nach S 2g7 lnsO versagt worden.

f ln den letzten drei Jahren vor meinem Eröffnungsantrag oder danach ist mir die
Restschuldbefreiung nicht gemäß $ 290 Abs. 1 Nummer 5, 6 oder 7 lnsO bzw. nach g 2g6 lnsO
versagt worden. Auch eine nachträgliche Versagung gemäß $ 297a lnsO wegen der Gründe nach
$ 2 0 Abs. 1 Nummer 5, 6 und 7 lnsO ist nicht erfolgt.

Mir ist bekannt, dass die Stundung nur dann bewilligt werden kann, wenn die entstehenden
Verfahrenskosten weder aus meinem Vermögen gezahlt werden können noch ein Dritter zur
Übernahme der entstehenden Verfahrenskosten bereit ist.

f, Oie Verfahrenskosten können aus meinem
Vermögen nicht erbracht werden.

I siehe beiliegende Untertagen

! Die Verfahrenskosten können von einer dritten I trtein
person (Stelle) übernommen werden. E ja in voller Höhe

I ja in Höhe von 

--EUR
Zusatzerklärung von Verheirateten (auch getrennt Lebenden) oder in eingetragener Lebenspartner-
schaft lebenden Schuldnern:

I Vtein Ehepartner/Lebenspartner ist nicht in der Lage oder nicht gewillt, mir einen Zuschuss zu den
Kosten des Verfahrens zur Verfügung zu stellen. Er verfügt über Einkünfte in Höhe von ca.

EUR netto monatlich.

! wtein Ehepartner/Lebensparlner kann einen Kostenzuschuss von

EUR leisten.

lch beantrage d ie Bewillig u n g der Verfah renskostenstund u n g

.lJ
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lVtei n e Ve rm ö g e nsverhältnisse ergeben sich aus

n Oem beigefügten Antrag gem. S 305 lnsO und den zugehÖrigen Anlagen.

X den beigefügten Unterlagen'

Ein Restschuldbefreiun gsantrag

n ist bereits gestellt.

E ist beigefügt.

lch versichere hiermit, dass meine Angaben vollständig und wahr sind. Mir ist bekannt, dass

vorsätzliche Falschangaben strafbar sein können.

Ort, Datum Unterschrift

,IJg
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Merkblatt über die Stundung der Kosten des Insolvenzverfahrens
(für Verfahren, die ab dem 1. Oktober 2020 beantragt werden)

Für die Durchführung eines lnsolvenzverfahrens fallen erhebliche Verfahrenskosten an
(Gerichtskosterr, Vergütung für lnsolvenzverwalter, evtl. Vergütung für die Mitglieder eines
Gläubigerausschusses und schließlich die Kosten eines Treuhänders im
Restschuldbefreiungsverfahren). Nur wenn diese Kosten und Vergütungen durch das Vermögen einer
Schuldnerin oder eines Schuldners gedeckt sind oder dafür ein VorscÄuss geleistet wird, bestetrt die
Möglichkeit, Restschuldbefreiung zu erlangen.

Mittellose Schuldnerinnen und Schuldner, die über kein ausreichendes Vermögen verfügen oder die
von Dritten keinen Vorschuss erhalten, können die Stundung der Verfahrenskosien beantragen.

1 . Begünstigter Personen kreis

Die Möglichkeit der Stundung der Verfahrenskosten gilt nur für natürliche personen, die
Restschuldbefreiung beantragen und deren Vermögen nicht ausreicht, um die Kosten eines
lnsolvenzverfahrens zu decken (S 4 a Abs. I Satz 1 lnsO). Dabei ist es gleichgültig, ob ein
Verbraucherinsolvenzverfahren oder ein Regelinsolvenzvedahren zu durchlaufen iit.

2. Antrag

Die Stundung bedarf eines ausdrücklichen Antrages. Hierfür halten lnsolvenzgerichte Vordrucke bereit.
DerAntrag kann nur zu einem Erfolg führen, wenn auch die Eröffnung des lnsolvenzverfahrens und die
Erteilung der Restschuldbefreiung beantragt werden (SS 4a Abs. 1 Sätz I , 2A7 Abs. 1 tnsO).

Der Antrag auf Restschuldbefreiung muss zudem zulässig sein gem. $ 287 a Abs. 2 Satz 1 lnsO,
anderenfalls kann Stundung nicht bewilligt werden. Der Antrag auf Restschuldbefreiung ist zulassig,
wenn dem Schuldner/der Schuldnerin in den letzten elf Jahren vor deren Eröffnungsantrag oder danach
weder die Restschuldbefreiung erteilt noch in den letzten fünf Jahren vor dem Antiag auf Eröffnung des
Verfahrens oder nach diesem Antrag nach $ 297 lnsO versagt worden ist und weitärhin in den lelzten
drei Jahren vor deren Eröffnungsantrag oder danach die Restschuldbefreiung nicht gemäß g 290 Abs.
1 Nummer 5, 6 oder 7 lnsO bzw. nach q 296 lnsO versagt worden ist. Auch äine nachtragliche
Versagung gernäß $ 297a lnsO wegen OeicrunOe nach g zöO nns. 1 Nummer 5, 6 und 7 lnsO darf
nicht erfolgt sein.

Dem Antrag ist eine Erklärung beizufügen, ob einer der in g 290 Abs. 1 Nr. 'l lnsO genannten Gründe
für die Versagung der Restschuldbefreiung vorliegt. Näch g 290 Abs. 1 Nr. 1 lnsO ist eine
Restschuldbefreiung ausgeschlossen, wenn die Schuldnerin oder der Schuldner in den letzten fünf
Jahren vor dem Antrag auf Eröffnung oder nach diesem wegen einer lnsolvenzstraftat (Bankrott,
Verletzung der Buchführungspflicht, Gläubigerbegünstigung) rechtskraftig zu einer Geldstrafe von mehr
als 90 Tagessätzen oder einer Freiheitsstrafe von mehr ais drei Monaten verurteilt worden ist ($ 2g3
bis 283 c StGB).
Des Weiteren sind dem Antrag eine Aufstellung über das Vermögen sowie über die Höhe der laufenden
Einnahmen, der laufenden Verbindlichkeiten und die entsprechänden Belege beizufügen. Auch hierzu
werden von den lnsolvenzgerichten Vordrucke zur Verfügung gestellt.

ln dem Antrag sollte zusätzlich angegeben werden, ob nicht von dritter Seite ein
Verfahrenskostenzuschuss geleistet werden kann.

Die Beiordnung einer Rechtsanwältin oder eines Rechtsanwalts ist nur ausnahmsweise möglich. Das
Gesetz geht davon aus, dass eine insolvente Person im lnsolvenzverfahren regelmäßig ihie Rechte
selbst wahrnehmen kann. Das Gesetz sieht eine Beiordnung daher nur dann ,ior, weni diese, etwa
nach der Schwierigkeit der Sach- und Rechtslage, erforderlich erscheint. Eine Beiordnung kann nicht
nur deshalb erfolgen, weil der Gegner anwaltlich vertreten ist. Die Beiordnung muss ausdrücklich
beantragt werden. Gleichzeitig mit dem Antrag sollten die besonderen Gründe däfür vorgetragen und
mitgeteilt werden' welche Anwältin oder welcher Anwalt beigeordnet werden soll. Diese person mussgrundsätzlich bei dem Landgericht, in dessen Bezirk das lniolvenzgericht liegt, zugelassen sein. Die
Beiordnung einer außerhalb des Landgerichts ansässigen Rechtsanwältin oder eines Rechtsanwalts
kommt nur in Betracht, wenn hierdurch keine weiteren Kosten entstehen.
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3. Wirkung der Stundung

Die Stundung Oewirkt, dass die Schuldnerin oder der Schuldner - in der Regel bis zur Entscheidung

der Restschuldbefreiung - keine Zahlungen ,, t"itt"n hat. Die gestundeten Verfahrenskosten sind

während des lnsolvenzv"erfahrens und deiWotrlverhaltenszeit vorrangig aus der lnsolvenzmasse bzw'

dem vermögen/Einkomm"n a"r ihsolveRten Person zurückzuführen.-5ino die verfahrenskosten nach

der Erteilung der Restschuldbefreiung noch nicht oder nicht vollständig an die staatskasse

zurückgezahtt, kann *äit"ä ötu"dung gägebenenfalls mit Ratenzahlung bewilligt werden'

Vorausseizung dafür isi, dass die schuldnerin odei' dei' schuidnei" nichi in der Lage isi' die ofienen

Verfahrenskosten auf einmatzu bestreiten SS 4 b Abs. 1 lnso,^115 Abs' 1 und 2, $ 120 Abs' 2zPO'

Das Gericht kann seine Entscheidung über diä Bewilligung der Stundung ändern,-wenn.sich die für die

Entscheidung mangenenden persontichen- oder wirtsciaftlichen verhältnisse der schuldnerin oder des

Seiruiclrrei's wesentiich g.ani"tt haben ($ 4 b Abs' 2 lnsO)' Eine solche A'nderung ist dem Gericht

unverzüglich mitzuteilen] Kommt die insolvente Person dieser Verpflichtung trotz einer Aufforderung

des GerLhts nicht nach, kann die Stundung aufgehoben werden'

4. Bewilligung der Stundung

Das Gericht bewiligt - sofern die Voraussetzungen dafür voriiegen - ciie SiLrndung iür jeden

Verfahrensabschnitt gesondert. Verfahrensabschnitie sind das Eröffnungsverfahren, das eigentliche

lnsolvenzverfahren und das Restschuldbefreiungsverfahren.

S.Pflichten,diewährendderDauerderstundungodereinerRatenzahlungzubeachtensind

Sind die Verfahrenskosten gestundet (mit oder ohne Raten- bzw. Einmalzahlung), so sind von der

insolventen Person folgende Pflichten zu beachten:

Tritt eine wesenliche Anderung cier persönlichen oder wirtschaftlichen Vermögensverhältnisse ein' ist

^^-;^L+ ..^,,^rrylariah , rnÄ r rna, rfnefnr.dart anzlyeicen (G 4 b A.bS. 2 Sa.lz 2 lnSO)
gigse uvlll \tttllullt ullvel 4uvrrvrr srrv vrrevrY

Verlangt das Gericht ergänzende oder aktuelle Erklärungen zu den persÖnlichen oder wirtschaftlichen

Verhältnissen, ist der Aufforderung innerhalb ilrvom Geiictrt gesetzien Frist nachzukommen ($ 4 c Nr'

1 letzter Haibsatz lnso).

lst eine Ratenzahlung bewrlligt oder eine Einmalzahiung angeordnei wcrden' sind cie Beträge

unr,,erzüglich zur-n leweiligen Fälligkeitstermin zu entrichten.

während der Dauer der stundung hat die schuldnerin oder der schuldner eine angemessene

Erwerbstäiigke1 auszuüben und, wJnn kein Beschäftigungsverhältnis besteht, sich um ein solches zu

bemühen, 
"in" 

zumuiüäi" i"tigL"it darf nicht abgelehnt werden (S 4 c Nr' 4 lnsO)'

6, Aufhebung der Stundung durch das Gericht

Das Gericht kann die Stundung aufheben ($ 4 c lnsO)' wenn

- die Schuldnerin oder cier Schuldner gegen die vorstehend untei"Ziffer 5 besehriebenen Pfliehterr

verstößt,

- die Schuldnerin oder der Schuldner vorsätzlich oder grob fahrlässig unrichtige Angaben über

Umstände gemacht hai, die iür die Eröffnung des 
-lnsolvenzverfahrens 

ocier die Stundung

maßgebend sind oder eine vom Gerichi vertangtö Erklärung zu den Vermögensverhältnissen nicht

abgegeben hat ($ 4 c Nr. 1 lnsO);

- die persönlichen und wirtschafilichen Verhältnisse für die Stundung nicht vorgelegen haben und

seitdereeenoigungdesvertarrrensnichtmehralsvierJahreVergangensind($4cNr.2Inso):

- die Schuldnerin oder der Schuldner im Falle der Bewilligung einer Raten- oder Einmalzahlung mit

der Zahlung fangäi als drei Monate oder der Zahlung ernes sonstigen Betrages schuldhaft in

Rückstand ist ($ 4 c Nr. 3 lnsO);

- die Schuldnerin oder der Schuldner keine angemessene Erwerbstätigkeit ausübt oder sich darum

bemüht oder eine zumutbare Tätigkeit 
"ot"t"'nirn.t 

dadurch die Befriedigung der lnsolvenzgläubiger

beeinträchtigt .i i"i denn, es trifit sie/inn kein Verschulden ($ 4 c Nr' 4 lnsO);

-dieRestschuldbefreiungversagtoderwiderrufenwird($4cNr.5inso).
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7. Rechtsmittel

pegen die Ablehnung oder die Aufhebung der Stundung ist die sofortige Beschwerde möglich. Die
Beschwerde ist innerhalb von zweiWochen ab Verkundung der Entscheidung oder, wenn düse nicht
verkündet wird, mit deren Zustellung beim lnsolvenzgericht einzulegen.

Die sofortige Beschwerde kann auch als elektronisches Dokument eingereicht werden. Das
elektronische Dokument muss für die Bearbeitung durch das Gericht gemäß $g 2 und S der
Elektronischer-Rechtsverkehr-Verordn u ng (ERW) geeignet sein. Es m uss
1. mit einer qualifizierten elektronischen Signatur der verantwortenden Person versehen sein und
gemäß S 4 ERW übermittelt werden, wobei mehrere elektronische Dokumente nicht mit einer
gemeinsamen qualifizierlen elektronischen Signatur übermittelt werden dürfen, oder2. von der verantwortenden Person signiert und auf einem der sicheren übermittlungswege, die
in $ 130a Abs. 4 der Zivilprozessordnung abschließend aufgeführt sind, eingereicht werden.lnformationen hierzu können über das lnternetportal
www.justiz.de/elektronischer_rechtsverkehr/index.php aufgerufen werden.
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Erklärung über die persönlichen und wirtschaftlichen Verhältnisse
- Anlage zum Antrag auf Verfahrenskostenstundung; die notwendigen Belege sind beizufügen. -

Aktenzeichen des Gerichts

@

@

@

@

@

: tseleq :

iilr:

1. Die Stundung wird beantragt von (Name, Vorname, ggf. Geburtsname): Beruf, Erwerbstätigkeit Farnilrenslatd

Anschrift (Straße, Hausnummer, Postleitzahl, Wohnort) Tagsuber telefonisch errer(,hbar urter Nr

Antragstellende Partei wird gesetzlich vertreten von (Name, Vorname, Anschrift, Telefon):

2. Verfahrensbevollmächtigte(r) der Antrag stellenden Partei (Name, Vorname, Anschrift, Telefon):

Können die Verfahrenskosten von einer dritten Person
(Stelle) übernommen werden (2. B. VeMandte,
Arbeitgeber, sozialer Verein)?

nern ja in
voller

n Höhe

Ja, in Höhe von EUR:

Beziehen Sie Unterhaltsleistungen (2.8. Unlerhaltszahlungen; Versorgung im elterlichen Haushalti
Leistungen des Partners einer eheähnlichen Lebensgemeinschaft)?

Nein

tr
Ja, von Eltern^y'ater/lvlutter
_ (Bitte auf Zweitstück dieses Vordrucks

I I nngaOen über deren/dessen
Verhältnisse - s Hinweise)

Ja, vom gelrenntleben-
den/oeschiedenen

I er'"g;"tt"n

Ja, von
anderer

l-l p"r.on

Angehörige, denen sie Unterhalt gewähren

Geburtsdaium
Familienverhältnis

(z B Ehegatte, Kind,
Schwiegermutter)

Wenn Sie den tliler
hall eusschli-"ßlich
durch Zahlung
gewähren:
l\4onatsbetrao in EUR

Haben die Angehörigen
eigene Einnahrnen?
(2. L Ausbildungsverqiilunql
Unlerhallszahlur0en
vom aIderen Ellerileil)Name, Vörname (Anschrift nur, wenn sie von lhrer Anschrifl abweicht)

Nein Ja, EUR mtl. netto

trl
2

Nein Ja, EUR mtl. netto

n
Nein Ja. EUR mtl. netto

n
4

Nein Ja, EUR nltl. netto

n
5

Nein Ja, EUR mtl. netto

: rh

:

Brutto-
einnahmen

Bitte unbedingt
beachten:

Die notwendigen
Belege (2. B. Lohn-
bescheinigung der
Arbeitsstelle)
müssen beigefügt
werden.

Haben Sie Einnahmen
aus

nichtselbstständiger Arbeit?

selbstständiger ArbeiUGewerbe-
betrieb/Land-, Forstwirtschaft ?

Nein Ja, EUR mtl. brutto

n
Nein Ja, EUR mtl. brutto

nl
Nein Ja. EUR mtl. brutto

Vermietung und Verpachtung? n
Nein

Kapitalvermögen? n
Nein Ja , EUR mtl

Kindergeld?

Nein Ja, EUR mtl

Wohngeld?

Nein
Andere Einnahmen (auch ein-
malige oder unregelmäßige)? ! undzwar

EUR brutto

Hat lhr Ehegatte Einnahmen
aus

nichtselbstständiger Arbeit?

Nein Ja, EUR mtl brutto

n
selbstständi ger ArbeiUGewerbe-
betrieb/Land-, Forstwirtschaft?

Nein mtl. brutto

Nein Ja, EUR mtl. brutto_tul _
Nein Ja. EUR mtl. bnltto

Vermietung und Verpachtung?

Kapitalvermögen? n
Nein Ja, EUR mtl.

Kindergeld?

Nein J a, EUR mtl

Wohngeld?

Nein
Andere Einnahmen (auch ein-
malige oder unregelmäßige)? n [l und zwar

EUR brutto

EUR brutto EUR brutto

Falls zu den Einnahmen alle Fragen verneint werden: Auf welche dies zurückzuführen? Wie bestreiten Lebensunterhalt?

: Eele!1.
llir'

EUR mtl.Steuern

Welche Abzüge haben S hat lhr Ehegatte?
FUR mtl.Steuern

EUR mtl. EUR rntl

z. B.
Pfllchtb€itäge

Enlf€rnung

EUR mtl. EUR mtlVersicherlrng

Die notwendigen
Belege müssen
beigefügt werden.

A

EUR

@
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lst Vermögen
vorhanden?

A
B

ln dieser Spalte mit Großbuchstaben bitte jeweils anqeben. wem der Geqenstand qehört:
A = mir allein B = meinem Ehegatten allein
C = meinem Ehegatten und mir gemeinsam

Verkehrswert,
Guthabenhöhe
Betrag in EUR

eioentr rm Frhherrreehl\

Grundvermögen?
(2. B. Grundstück,
Familienheim,
Wohnungs-

Nutzungsart, Lage, Größe, Grundbuchbezeichnung, Jahr der Bezugsfertigkejt, Einheits-, Brandversicherungswert:

I r"in fl .r"

Bausparkonten?

[] rnu'n I L"

Bausparkasse, voraussichtlicher oder feststehender Auszahlungstermin, Verwendungszweckl

Bank-, Giro-, Spar-
konten u. dgl.?

l-] *",u n r"

Kreditinstitut, Guthabenart:

Kraftfahrzeuge?

f-l *"'n f-l ro

Fahrzeugart, Marke, Typ, Bau-, Anschaffungsjahr:

Sonstige
Vermögenswerte,
Lebensversicherung, Wer!
papiere Ba.geld. Wert-
gegenstande Forderungerl
Außenstdnde?

I*l t",n f] ,u

Bezeichnung der Gegenstände:

aele9-
Nr

@

@

o
Beleg-
lJisonstise Zahrunssverpflicht'ngen älB ,li,',iil;Sllll l8'jliülJ:1lll',ii:H#?l$:';:311,1[T#Jd 

qr)swann sie rauren
Reslscnun buR tcn zanE oaraur

EUR mtl.
Ehe0atte zahlt
EUR mll.

lch versichere hiermit, dass meine Angaben vollständig und wahr sind. Das Hinweisblatt zu diesem Vordruck habe ich erhalten

Bel€g-
Nr

A,lrahl

Belege füge ich bei

Aufgenonlmen

On Dainn

Unterschrifl derParler odcr der Persor. die Sie geselllich vedfilt Unte.schrift. Amtsbezeichnung

Wohnkosten
Angaben sind zu belegen

Größe des Wohnraums, den Sie mit lhren oben

unter O bezeichneten Anqehöriqen bewohnen

Größe in m' Art der Heizung (2. B. .,Zenkale Olheizung")

Wenn Sie den Raum als Mieter oder in einem
ähnlichen Nutzungsverhältnis bewohnen

M;ete ohne Mie!
nebenkosten
EUR mll.

Heizungskoslen
EUR mll

Ubrige Nebenkosten
EUR mtl.

Gesamtbetrag
EUR mll.

lcn zahle daraut
EUR mtl.

Ehegatte zahlt
EUR mfl.

Wenn Sie den Raurn als Eigentümer, Miteigen-
tumer, Erbbauberechtigter o. dgl. bewohnen

BelaslunO aus
Fremdmitleln
EUR mtl.

Heizungskoslen
EUR mII.

Ubaige Nebenkosten
EUR mll.

Gesamtbelrag
EUR mtl.

lcn zanle oaraul
EUR mtl.

tsnegatre zanl
EUR mll.

Genaue Einzelangaben zu der Belastung aus Fremdmitteln (z 8. ,, ...% Zinsen, ... % Tilgung aus Darlehen der
Sparkasse ... für Kauf des Eigenheims; Zahlungen laufen bis ... "):

Reslschuld EUR lch zehle daraul
EUR mtl.

Ehegate zanI
EUR mtl.

Beleg-
Nr

lch zahle dafauf
EUR mtl.

Ehegalte zahlt
EUR mII,Als besondere Belastung mache

ich qeltend:
Besondere Belastung (2. B. L4ehrausgaben für körperbehinderten Angehörigen) bi(e begründen.

DieAngaben sind zu belegon.
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Ausfüllhinweise
Füllen Sie den Vordruck bitte in allen Teilen vollständig aus. Wenn die Fragen zu verneinen sind, kreuzen Sie bitte das
dafür vorgesehene Kästchen an. Wenn ein solches nicht vorgesehen ist, tragen Sie bitte das Wort "nein" oder einen
waagerechten Strich ein. Soweit der vorgesehene Platz nicht ausreicht, benutzen Sie bitte die Rückseite und verweisen auf
die zugehörige Stelle im Fragebogen. Bedenken Sie, dass unrichtige Angaben zur Versagung der Restschulclbefreiung
führen können. Füllen Sie das Formular sehr sorgfältig aus.

Verfahrenskostenstundung kann nur gewährt werden, wenn Sie nicht in der Lage sind, die Kosten des Verfahrens aus
lhrem Vermögen zu bestreiten. Das lnsolvenzgericht muss dies überprüfen. Aus diesem Grund werden von lhnen die
Angaben aus dem Fragebogen sowie die zugehörigen Belege benötigt. lhre Angaben werden ausschließlich zur
Durchführung des I nsolvenzverfahrens genutzt.

Belastungen können nur berücksichtigt werden, wenn Sie angemessen sind.

@t e auch die Enruerbstätigkeit, aus der Sie Einnahmen beziehen. Die Höhe der Einnahme wird
unter 4, "Bruttoeinnahmen" erfragt. lhren Familienstand können Sie abkürzen: l=ledig; vh=verheiratet; gtrl=getrennt
Bitte bezeichnen Si

n verw=verwitwet.lebend
2. en Sie bitte lhre(n) Verfahrens ein

@
Geben Sie hier bitte an, ob die Kosten durch eine andere Person übernommen werden. Dazu gehören auch
gemeinnützige lnstitutionen, die eine Entschuldung über ein lnsolvenzverfahren finanziell unterstützen (auch in
Form von unverzinslichen D

@
bitte Unterhaltszahlungen ein, die Sie in Geld erhalten. Soweit Sie eine jährliche

Zuwendung erhalten, teilen Sie diesen Betrag bitte durch zwölf und tragen den auf einen Monat entfallenden Betrag
ein.

An dieser Stelle tragen Sie

@
Unterhalt gewähren, wird dies bei der Bewilligung der Verfahrenskostenstundung

egt es in lhrem lnteresse, wenn Sie angeben, welchen Personen Sie Unterhalt leisten, ob
Sie den Unterhalt ausschließlich durch Geldzahlungen erbringen und ob die Personen eigene Einnahmen haben.
Zu den eigenen Einnahmen einer Person, der Sie Unterhalt gewähren, gehören z.B. auch Unterhaltszahlungerr
eines Dritten, insbesondere diejenigen des anderen Elternteils für das gemeinsame Kind, oder eine

Wenn Sie Angehörigen
berücksichtigt. Deshalb li

Ausbild ütu eindie unte beziKind eht. Schließlich ndsi Soziaauch leistu n z.ungsverg ng, rhaltsberechtigtes gen
öG-BAF n nzua

@
Zu lhren Angaben müssen Sie die notwendigen Belege be n

Einnahmen aus nichtselbstständiger Arbeit sind insbesondere Lohn oder Gehalt. Anzugeben sind die
Bruttoeinnahmen des letzten Monats vor der Antragstellung. Falls Sie monatlich weniger oder mehr
verdienen, geben Sie bitte die niedrigeren bzw. höheren Durchschnittseinnahmen an. Erläutern Sie diese auf
einem besonderen Blatt. Urlaubs-, Weihnachtsgeld und andere einmalige oder unregelmäßige Einnahmen bitte
gesondert unter ,,Andere Einnahmen" angeben. Beizufügen sind:

1. eine Lohn- oder Gehaltsabrechnung der Arbeitsstelle für die letzten zwölf Monate vor der
Antragstellung;

2. falls vorhanden, der letzte Bescheid des Finanzamts über einen Lohnsteuerjahresausgleich oder die
Einkommensteuer, sonst die Lohnsteuerbescheinigung der Arbeitsstelle, aus der die Brutto-
und Nettobezüge des Vorjahres ersichtlich sind.

Einnahmen aus selbstständiger Arbeit, Gewerbebetrieb oder Land- und Forstwirtschaft sind in einern
aktuellen Monatsbetrag anzugeben. Das Gleiche gilt für die Eintragung der entsprechenden Betriebsausgaben
als Abzüge unter @ ,,4". Stellen Sie die Monatsbeträge bitte auf einem besonderen Blatt anhand eines
Zwischenabschlusses mit dem sich aus ihnen ergebenden Reingewinn dar. Saisonale oder sonstige
Schwankungen im Betriebsergebnis sind durch angemessene Zu- oder Abschläge zu berücksichtigen; die in den
Vordruck einzusetzenden Monatsbeträge der Einnahmen und der Betriebsausgaben sind daraus zeitanteilig zu
errechnen. Auf Anforderung des Gerichts sind die Betriebseinnahmen mit den entsprechenden
Umsatzsteuervoranmeldungen und die Betriebsausgaben mit den angefallenen Belegen nachzuweisen. Der
letzte Jahresabschluss und der letzte Steuerbescheid, aus dem sich die erzielten Einkünfte ergeben, sind
beizufügen.

Bei Einnahmen aus Vermietung und Verpachtung und aus Kapitalvermögen (2. B. Sparzinsen, Dividenden)
bitte ein Zwölftel der voraussichtlichen Jahreseinnahmen eintragen.

Wenn Sie Unterhaltszahlungen für sich und Kinder beziehen, ist bei lhrer Angabe unter ,,Andere Einnahmen"
nur der für lhren Unterhalt bestimmte Betrag einzutragen. Die für die Kinder bestimmten Beträge bitte im letzten
Feld des Abschnitts @ angeben.

Beispiele fÜr andere Einnahmen sind auch Leistungen wie Pensionen, Versorgungsbezüge, Renten jeglicher
Art' Ausbildungsförderung, Krankengeld, Arbeitslosengeld, Arbeitslosengeld ll, Soziälgeld und dergleicÄeir. Det
letzte Bewilligungsbescheid und die Unterlagen, aus denen sich die derzeitige Hö-he der Leistüngen ergibt,
sind beizufügen.

Anzugeben mit ihrem Geldwert sind hier ferner alle sonstigen, in den vorhergehenden Zeilen des Vordrucks
nicht erfassten Einnahmen, auch Naturalleistungen (2. B. Deputate, fröie Verpflegung und sonstige
Sachbezüge; freie Wohnung jedoch nur, wenn unter @ Wohnkosten angegeben werden)
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@
Als Abzüge können Sie geltend machen:

- die auf das Einkommen entrichteten Steuern (auch Kirchen-, Gewerbesteuer, nicht Umsatzsteuer);
- Pflichtbeträge zur Sozialversicherung (Renten-, Kranken-, lnvaliden-, Arbeitslosenversicherung);
- Beträge zu öffentlichen oder privaten Versicherungen oder ähnlichen Einrichtungen, soweit diese Beträge
gesetzlich vorgeschrieben oder nach Grund und Höhe angemessen sind; bitte erläutern Sie Art und Umfang der
Versicherung auf einem gesonderten Blatt, falls dies nicht eindeutig aus den beizufügenden Belegen (2.8.
Versicherungsschein, Beitragsrechnung) hervorgeht;
- Werbungskosten, d.h. die notwendigen Aufivendungen zur Enverbung, Sicherung und Erhaltung der Einnahmen
(2.8. auch Berufskleidung, Gewerkschaftsbeitrag). Wenn die Kosten der Fahrt zur Arbeit geltend gemacht werden,
ist die einfache Entfernung in km anzugeben, bei Benulzung eines PKW auch der Grund, warum kein öffentliches
Verkehrsmittel benutzt wird. Bei Einnahmen aus selbstständiger Arbeit hier bitte die Betriebsausgaben angeben.
Soweit diese Angaben zugleich an anderer Stelle des Abschnitts 6 angegeben werden, dürfen sie jedoch nur
einmal abgesetzt werden.

@
Wohnkosten werden in der tatsächlichen Höhe berücksichtigt, wenn sie angemessen sind und in keinem
Missverhältnis zu lhren Lebensverhältnissen stehen. Zu diesen Kosten gehören Miete, Mietnebenkosten und

Umlagen für Betriebskosten (Grundsteuer, Entwässerung, Straßenreinigung, Aufzug, Hausreinigung,
Gemeinschaftsantenne usw.).
Leben noch andere Personen in lhrem Haushalt und gewähren Sie diesen Personen freie Unterkunft als Teil lhrer
Unterhaltsverpflichtungen, können Sie die Wohnkosten ohne Abzug angeben. Haben lhre Mitbewohner eigenes
Einkommen, etwa wenn lhre Ehefrau selbst berufstätig ist, müssen Sie die Wohnkosten aufteilen und zwar auch
dann, wenn Sie tatsächlich die kompletten Wohnkosten tragen.
Haben Sie die Wohnung oder das Haus als Eigentümer enryorben, geben Sie bitte lhre Belastungen an, die durch
die Finanzierung entstanden sind, also die Zahlungen, die Sie auf Grund eines Kredites an den Kreditgeber leisten
müssen. Auch hier müssen Sie ggf. wieder Mitbewohner berücksichtigen.

Die notwendigen Belege (2.8. Mietvertrag, Darlehensurkunden, Nebenkostenabrechnung) müssen beigefügt
werden

o lm Abschnitt "sonstige Zahlungsverpflichtungen" können Sie alle noch nicht berücksichtigten, regelmäßigen
Tqhlrrnncrrprnflinhfirnncn ennehen die nieht rrnter die Ahschnitte 1-9 fallen. Anoeben können Sie z.B. die

-"V-"-''t
Kreditraten aus dem Kauf lhres PKW, wenn Sie auf das Fahrzeug angewiesen sind. Begründen Sie lhre Angaben
ggf. auch auf einem gesonderten Blatt.

@
F)or Ronriff "hoenndoro Rolactrrnn'r hpzieht qich nrrf Sachverhalfe die deren \/orlieoen das Sozialamt lhnen über

den Sozialhilfesätzen liegende Zahlungen zubilligt.
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